
Das Dahindriften im Weltall 
folgt eigenen physikalischen 
wie psychologischen Geset-

zen, einer komplizierten Formel aus 
Geschwindigkeit, Zeit und Angst. 
Unterm Strich steht letztlich aber doch 
ein eher einfaches Ergebnis, das aus 
Klaustrophobie und gesteigerter Sinn-
losigkeit besteht. Jenseits des Sonnen-
systems, wo das Schiff mit dem sehr 
rationalistischen Namen »7« unterwegs 
ist, dehnt sich das Weltall nun mal im-
mer weiter aus. Auf der 7 führt das zu 
der paradoxen Wahrnehmung, die uns 
Monte (Robert Pattinson) einmal an-
schaulich so erläutert: Je näher man 
einem Ziel kommt, desto weiter scheint 
es entfernt. Dann doch lieber aufräu-
men.

Obwohl das Schiff, eine technisch 
etwas antiquierte, aus Stahl zusammen-
geschweißte rechteckige Kiste, fast mit 
Lichtgeschwindigkeit fliegt, wirkt das 
Leben dort wie endloser Stillstand. Die 

Crew besteht aus ehemaligen Gefäng-
nisinsassen zweierlei Geschlechts, die 
ihre Todesstrafe gegen die Teilnahme 
an einer aussichtslosen Weltraum-
mission eingetauscht haben. Durch 
Triebe, Gewalt und Raumschiffkoller 
schimmert an Bord aber ein anderes, 
kümmerliches Pflänzchen hindurch, 
das aus Liebe und Fürsorge und einem 
winzigen Partikel Hoffnung besteht, 
wo eigentlich keine mehr sein dürfte: 
Denn die besessenen medizinischen 
Fortpflanzungsexperimente der nicht 
minder verstörten Bordärztin und ver-
urteilten Mehrfachmörderin Dr. Dibs 
(Juliette Binoche), die Sperma durch 
Abgabe von Drogen erwirtschaftet und 
Sexualität vollends ins Reich des Pa-
thologischen treibt, führen wider alle 
Wahrscheinlichkeit zu einem Ergebnis, 
das uns dann durch einen einfachen 
Filmschnitt präsentiert wird. Das Baby 
heißt Willow, wie der Weidenbaum. 
Es ist neben dem großen Nichts der 
andere Pol, der die Poesie dieses in 
jeder Hinsicht spektakulären Films in-
spiriert.

Das Raumschiff ist auf das Eintau-
chen in ein Schwarzes Loch program-
miert. Bis es so weit ist, flackern auf 
einem Bildschirm immer wieder ver-
zerrte Videobilder auf, die per Funk 
scheinbar willkürlich von der Erde he-
rübergeschickt werden. Wenigstens, 
scheinen sie zu sagen, gab es dort noch 
das Glück einfachen irdischen Un-
glücks. Ein täglicher Statusreport ver-
längert den Lebenszyklus des Schiffs 

jeweils um 24 Stunden. »Ich habe genug 
von dieser Weltraumscheiße«, sagt der 
Expeditionsteilnehmer Tcherny (André 
Benjamin) einmal, zieht die Schuhe aus 
und legt sich im Garten auf die Erde, 
um durch eine filmische Überblendung 
endlich darin zu verschwinden. Und 
Dr. Dibs klagt, als sie einem Patienten 
Sterbehilfe leistet: »Ich habe nieman-
den, der für mich das tut, was ich für 
dich tue. Der mich von meinem Leiden 
erlöst.«

»High Life« gehört zu jenem wun-
dersamen Science-Fiction-Subgenre, 
in dem trotz maximaler Beschleuni-
gung die unendlichen Weiten ringsum 
zu einem haltlosen Schwebezustand 
führen. Er dockt an existenzielle 
epische Fabeln an wie »2001« von 
Stanley Kubrick, Andrei Tarkowskis 
»Solaris« oder »Gravity« von Alfon-
so Cuarón. Regisseurin Claire Denis 
spaltet Erfahrung und Erinnerung 
in Fragmente auf, zerteilt die linea-
re Zeit in Splitter und huldigt der 
bleiernen Trägheit als Steigerung der 
Schwerkraft, wo diese doch eigent-
lich verschwunden sein sollte. Dieser 
Film ist aber auch Thriller, Horror 
und außerdem ein Gefängnisdrama, 
in dem das Weltall als koloniales Re-
fugium sämtliche befreiende Bedeu-
tung abgestreift hat. Auch die Erde 
nimmt ja allmählich den Charakter 
eines medizinischen Labors an, in 
dem um die Erhaltung der Art ge-
rungen wird. Vielleicht ist diese 7 nur 
eine einfache Hausnummer. »High 

Life« ist selbstredend auch eine Para-
bel auf das tägliche Hier und Jetzt.

Als künstlerischer Berater dieses 
Films hat der Lichtkünstler Olafur Eli-
asson mitgewirkt, was den phänome-
nalen Bildern und der Weise, wie sich 
das Licht in ihnen zerstreut, durchaus 
anzusehen ist. Dabei ist dem Weltraum 
ein guter Teil seines vielversprechen-
den Leuchtens abhanden gekommen, 
was bleibt, ist Düsternis, durch die nur 
manchmal ein paar Lichtstrahlen schie-
ßen. Auch die Zeitlupe ist ein Freund 
der Apathie und des Driftens. Mon-
te erträgt seine Existenz mit mönchs-
gleicher Enthaltsamkeit, er unterwirft 
sein Leben ob der Aussichtslosigkeit 
im Großen minutiöser Selbstdisziplin. 
Seine Versuche, der immerwährenden 
Kälte, deren Nebel über den Boden 
kriecht, mit menschlicher Wärme zu 
begegnen, spiegeln sich auch in den 
Farben der Szenographie wider.

Nachdem alle Besatzungsmitglieder 
auf die eine oder andere Art ums Le-
ben gekommen sind, bleibt Monte mit 
seiner Tochter zurück, um die er sich 
liebevoll kümmert. »She’s mine. I’m 
hers. It’s fucked«, fasst er die Situation 
in knappen Worten zusammen. Die Bil-
der von der Erde rauschen weiter. Er be-
stattet die anderen im All. Er schaltete 
die Kältekammer ab. Willow muss Pipi.

»High Life«, Regie: Claire Denis, 

Frankreich/Deutschland/Großbritan-

nien/Polen 2019, 113 Min., bereits  

angelaufen
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Altersweisheit
Morgen, wenn die Alten tot sind,

Die da lieber tot als rot sind,

Morgen, wenn wir Jungen leben,

Morgen, heißa, wird’s was geben,

Dacht’ er, als er jung und dumm war.

Als die dumme Jugend um war,

Sah er: Wenn die Jungen herrschen,

Wimmelt es von alten Ärschen

Über jungen Hälsen: Kinder-

Nazis, Mörder, Menschenschinder

Sind zu jeder Zeit zur Stelle:

Alter Dreck an neuen Schuh’n.

Nicht das Morgen schließt die Hölle,

Nein, wir müssen’s selber tun.

� Thomas Gsella

Unzumutbar

Nach Auseinandersetzun-
gen um die Teilnahme 

eines AfD-nahen Künstlers ist 
die 26. Leipziger Jahresaus-
stellung in der Baumwollspin-
nerei (Foto) abgesagt worden. 
Die »stark politisierte und auf-
geheizte Situation« sei Künst-
lern, Förderern und Besuchern 
nicht zuzumuten, teilte der 
Verein der Leipziger Jahres-
ausstellung (LIA) auf seiner 
Internetseite mit. Die Schau 
mit mehr als 30 Künstlern 
hätte am Donnerstag (6. Juni) 
beginnen sollen.

Am vergangenen Freitag 
hatte der Vorstand des Vereins 
bekanntgegeben, dass der Bei-
trag des Künstlers Axel Krause 
ausgeschlossen werden soll. 
Krause hatte zuvor auf sei-
nem privaten Facebook-Profil 
Sympathien für die AfD und 
entsprechende Positionen zur 
Flüchtlingspolitik kundgetan. 
»Die öffentlichen Äußerungen 
Axel Krauses widersprechen 
den ethischen Grundsätzen 
unseres Vereins«, hieß es von 
seiten des LIA. Man könne 
»an dieser Stelle nicht mehr 
die Kunst vom Künstler tren-
nen«. Politische Neutralität er-
weise sich in diesen Zeiten als 
unmöglich. Der Verein beken-
ne sich zur Freiheit der Kunst. 
Zugleich war der amtierende 
Vorstand zurückgetreten. Er 
reagierte damit auf anhaltende 
Kritik aus der Kunstszene an 
der geplanten Ausstellung 
von Krauses Bildern. Mehrere 
Künstler hatten deshalb ihre 
Teilnahme an der Jahresaus-
stellung zurückgezogen.

Die Absage der Veran-
staltung stößt laut Leipziger 
Volkszeitung bei der Mehrheit 
der ursprünglich 37 Teilneh-
mer auf Unverständnis. In 
einer von 22 Künstlern unter-
zeichneten Stellungnahme 
heiße es, die Entscheidung 
scheine »überstürzt und unpro-
fessionell«, sie solle zurückge-
nommen werden. Statt dessen 
wolle man den Anlass nutzen, 
ein Zeichen »für Pluralismus, 
Diversität und Humanismus« 
zu setzen.

Bereits im August des 
vergangenen Jahres hatte 
Krauses politische Haltung 
zu Diskussionen in der Kunst-
welt geführt. Wegen seiner 
Äußerungen beendete die Ga-
lerie Kleindienst damals die 
langjährige Zusammenarbeit 
mit ihm. Der als Vertreter der 
Neuen Leipziger Schule gel-
tende Maler ist Mitglied des 
Kuratoriums der AfD-nahen 
Desiderius-Erasmus-Stiftung 
und weiß den Skandal für sich 
zu nutzen: Auf Facebook ver-
glich er sich in den vergange-
nen Tagen mit von den Nazis 
verfolgten Künstlern. � (dpa/jW)

Fairer Tausch? Todesstrafe 
gegen aussichtslose 
Weltraummission
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Grenzenlose Trägheit
Der Science-Fiction-Film »High Life« von Claire Denis schickt 
Sträflinge ins Weltall. Von Hannes Klug
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Üppig
Tricksen, Verschleiern und ein obsku-

res Personennetzwerk: Neues 

aus dem AfD-Spendensumpf 

Garstig
Jobcenter bestraft Frau, die ihre Mut-

ter betreuen muss. Hohe Rück-

forderungen sind kein Einzelfall 

Übergriffig

Hetzjagd auf Venezolaner in Ecuador. 

Präsident lenkt mit Rassismus 

von Gewalt gegen Frauen ab 

Giftig
Kapital wirbt in Davos um »Vertrau-

en«. ATTAC hält dagegen: Groß-

konzerne handeln »desaströs«

E
s sei das »Gefühl von damals«, 

sagt Xanthe Hall. Die Friedens-

nobelpreisträgerin und Chefin 

von »Internationale Ärzte für die Ver-

hütung des Atomkriegs« (IPPNW) 

erinnert die derzeitige Eskalation um 

Atomraketen an die 1980er, als die nu-

kleare Bedrohung für Europa durch die 

US-Stationierung der Mittelstrecken-

waffen »Pershing II« real wurde. Ein 

flächendeckender Widerstand der Be-

völkerung ist, anders als damals, al-

lerdings nicht in Sicht. Am Mittwoch 

machte Hall in Berlin gemeinsam mit 

Aktivisten der »Internationalen Kampa-

gne zur Abschaffung von Atomwaffen« 

(ICAN) auf die Konsequenzen eines 

einseitigen Aufkündigens des INF-Ver-

trags durch die USA aufmerksam. »Die 

Gefahr eines Atomkriegs« sei wieder 

da, so Hall.   Sie fürchtet die erneute 

atomare Aufrüstung. 

Während des Kalten Krieges ha-

be es noch eine gemeinsame Debatte 

und Entscheidung der NATO-Bünd-

nispartner gegeben. Gegenwärtig sehe 

sie jedoch eine große Unsicherheit 

und geteilte Meinungen in der NATO 

zum angekündigten US-Ausstieg. Das 

von US-Präsident Donald Trump an 

Russland gestellte Ultimatum endet 

am 2.  Februar. Der Vertrag befinde 

sich bis 2. August im »Wartestatus«, 

das biete Zeit für Zugeständnisse. 

Danach steige die Wahrscheinlich-

keit einer Stationierung von nuklearen 

US-Mittelstreckenraketen in Mittel-

europa. 

 Bundesaußenminister Heiko Maas 

(SPD) pendelt derweil auf diploma-

tischer Mission. Nachdem er vergan-

gene Woche an Moskau appelliert 

hatte, dass der Vertrag noch zu retten 

sei, wenn Russland einlenke, wurde er 

gestern in Washington erwartet. Putin 

müsse »jetzt verifizierbar den verbote-

nen Marschflugkörper abrüsten«, sag-

te er laut  AFP  vor seinem Abflug in 

Berlin. Für Freitag ist ein Treffen des 

NATO-Russlandrats anberaumt. Mit 

Russland, wie die NATO am Montag 

bestätigte. Den US-Vorwurf, Moskau 

habe den Vertrag mit der Entwicklung 

der SSC-8 gebrochen, wird Maas si-

cherlich trotz russischer Dementis, 

Kontrollangebote und Gegenvorwürfe 

ebenso wie seine NATO-Partner nicht 

in Frage stellen. »Die Handlungsfähig-

keit Washingtons« werde gebraucht, so 

der Außenminister. 

 Die abrüstungspolitische Spreche-

rin der Partei Die Linke, Sevim Dag-

delen forderte am Mittwoch, dass 

ein erneuerter Inspektionsmechanis-

mus dienlicher sei, als »US-Ferndia-

gnosen« blind zu vertrauen. Die am 

Dienstag vom sicherheitspolitischen 

Sprecher der Linken, Alexander S. 

Neu, gestartete Petition »Keine Sta-

tionierung US-amerikanischer Mittel-

streckenraketen in Deutschland und 

Europa« näherte sich dem erforderli-

chen Quorum innerhalb kürzester Zeit. 

 Trump presche mit ungehemmt es-

kalierender Rhetorik und der »provo-

kativen Vorstellung« des »Missile De-

fense Review« vergangene Woche vor 

und zeige keine Absicht, etwas retten 

zu wollen, erklärt Xanthe Hall. Klar sei 

jetzt aber, dass nicht der Iran, sondern 

Russland und China als Feinde gesehen 

werden. Hall empfiehlt den NATO-Mit-

gliedern, sich von den USA zu »eman-

zipieren«, da »keine Rücksicht auf die 

Bündnispartner« zu erwarten sei. 

 Die deutsche Außenpolitik müsse 

weg vom bislang praktizierten »Schritt-

für-Schritt«-Ansatz, und das Nuklear-

abrüstungsziel »Global Zero« (weltweit 

null) als völkerrechtliche Grundlage 

anerkennen, so die Friedensaktivistin. 

Jegliche Stationierung von US-Mittel-

streckenraketen müsse abgelehnt und 

sich innerhalb wie außerhalb der NATO 

klar gegen eine atomare Aufrüstung in 

Europa eingesetzt werden.     

Krieger brauchen Kontra

USA machen Stimmung gegen Caracas

WWW.JUNGEWELT.DE

Russland: Israel muss 

Angriffe in Syrien stoppen 

Moskau.  Russland fordert von Israel, 

keine neuen Luftangriffe im Nach-

barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  Interfax  zufolge. Syrien 

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 

in der Region. »Wir sollten verhin-

dern, dass Syrien, das in den vergan-

genen Jahren unter dem bewaffneten 

Konflikt gelitten hat, zu einem 

Schauplatz geopolitischer Streiterei-

en wird«, erklärte Sacharowa. Israel 

hatte erst in der Nacht zum Montag 

starke Angriffe auf syrische und ira-

nische Stellungen in Syrien geflogen. 

Dabei sollen mehr als 20 Menschen 

getötet worden sein. Die israelische 

Luftwaffe hat in den vergangenen 

Jahren immer wieder Ziele im be-

nachbarten Syrien attackiert.
 (dpa/jW) 

Siehe Seite 6    

Marine klar 

zum Gefecht 

Rostock.  Die deutsche Marine stellt 

nach eigenen Angaben einen neuen 

Einsatzstab unter der Bezeichnung 

»German Maritime Forces Staff« 

(Deu Marfor) in Dienst. Er nimmt 

am heutigen Donnerstag beim Mari-

nekommando Rostock seine Arbeit 

auf. Aufgabe des mit rund 100 Sol-

daten besetzten Führungsstabes ist 

es, maritime Operationen an der 

»Nordflanke« der NATO zu planen 

und zu führen. Bis 2020 wird in Ros-

tock für den Stab ein neues Gebäude 

errichtet werden. Bis Ende 2022 

erfolgt die IT-Ausstattung. Ab 2023 

verfügt die Marine demnach mit Deu 

Marfor wieder über einen führungs-

fähigen nationalen Stab. Dieses Gre-

mium kann zu einem deutlich grö-

ßeren internationalen Führungsstab 

wachsen und wird dann zum Baltic 

Maritime Component Command 

(BMCC). Das BMCC kann der 

NATO als maritimes Führungskom-

mando für Operationen in Nordeuro-

pa, aber auch in anderen Regionen, 

angeboten werden.  
(dpa/jW) 

US-amerikanische Weltunsicherheit: Präsident Donald Trump und Außenminister Michael Pompeo (r.) auf der Luftwaffenbasis in Dover (19.1.2019) 
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Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 

Widerstand gegen das Wettrüsten auf . Von   Ina Sembdner 

Maduro wirft USA Versuch eines »faschistischen Staatsstreichs« vor. Tote bei Protesten

B
ereits vor den Großdemonstrati-

onen in Venezuela am Mittwoch 

sind mindestens vier Menschen 

bei nächtlichen Protesten ums Leben 

gekommen, wie die Polizei laut der 

Nachrichtenagentur  AFP  mitteilte. So-

wohl die Unterstützer der linken vene-

zolanischen Regierung unter Präsident 

Nicolas Maduro als auch Teile der rech-

ten Opposition hatten für den Tag zu 

Kundgebungen aufgerufen. Der 23. Ja-

nuar ist ein symbolisches Datum für das 

Land, weil an diesem Tag 1958 Diktator 

Marcos Pérez Jiménez gestürzt wurde. 

 Laut der Vereinten Sozialistischen 

Partei Venezuelas (PSUV) versam-

melten sich die chavistischen Sympa-

thisanten am Mittwoch, um die Sou-

veränität des Landes gegen Destabili-

sierungsversuche rechter Gruppen im 

In- und Ausland zu verteidigen, wie 

der südamerikanische Sender  Telesur 

 am Mittwoch meldete. Rechte oppo-

sitionelle Demonstranten zeigten auf 

einer Gegenkundgebung Transparente 

mit der Aufschrift »Wir sind frei« und 

skandierten »Sie wird stürzen, sie wird 

stürzen, diese Regierung wird stürzen«, 

meldete  dpa . 

 Die USA hatten vor den Kundgebun-

gen gegen die sozialistische Führung 

in Caracas Stimmung gemacht. Staats-

chef Maduro warf der US-Regierung 

am Dienstag vor, einen »faschistischen 

Staatsstreich« in Venezuela angeordnet 

zu haben. In der 200jährigen Geschich-

te der Beziehungen zwischen beiden 

Staaten sei dies beispiellos. Maduro 

forderte seinen Außenminister Jorge 

Arreaza auf, die Beziehungen zu den 

USA vollständig auf den Prüfstand zu 

stellen. 

 Er reagierte damit auf Äußerungen 

von US-Vizepräsident Michael Pence. 

Der hatte am Dienstag den oppositio-

nellen Demonstranten in einer Twit-

ter-Botschaft die Unterstützung der 

USA zugesichert und gesagt, Maduro 

sei ein »Diktator ohne legitimen An-

spruch auf die Macht«. 

 Kommunikationsminister Jorge Ro-

dríguez warf Pence vor, »Terroristen« 

angeordnet zu haben, bei den geplanten 

Oppositionsprotesten Gewalttaten zu 

verüben, um die Regierung zu destabili-

sieren. Vizepräsidentin Delcy Rodrígu-

ez betonte, Caracas werde eine Einmi-

schung der USA in Venezuelas innere 

Angelegenheiten nicht hinnehmen. 

(Telesur/AFP/dpa/jW)       

wird herausgegeben von 

2.152 Genossinnen und 

Genossen (Stand 13.12.2018)
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Etwas Hoffnung

Ende Dezember entschied ein Ge-

richt über die Neuverhandlung von 

Berufungsanträgen Mumia Abu- 

Jamals. Jetzt sind bisher unbekannte 

Akten zum Fall des ehemaligen 

Black-Panther-Aktivisten auf-

getaucht. Von Dave Lindorff
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Rudi, 
der Zweikampf

geht weiter!

Jetzt am 

Kiosk!
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Hetzjagd auf Venezolaner in Ecuador. 

Präsident lenkt mit Rassismus 

von Gewalt gegen Frauen ab 
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Kapital wirbt in Davos um »Vertrau-

en«. ATTAC hält dagegen: Groß-

konzerne handeln »desaströs«

E
s sei das »Gefühl von damals«, 

sagt Xanthe Hall. Die Friedens-

nobelpreisträgerin und Chefin 

von »Internationale Ärzte für die Ver-

hütung des Atomkriegs« (IPPNW) 

erinnert die derzeitige Eskalation um 

Atomraketen an die 1980er, als die nu-

kleare Bedrohung für Europa durch die 

US-Stationierung der Mittelstrecken-

waffen »Pershing II« real wurde. Ein 

flächendeckender Widerstand der Be-

völkerung ist, anders als damals, al-

lerdings nicht in Sicht. Am Mittwoch 

machte Hall in Berlin gemeinsam mit 

Aktivisten der »Internationalen Kampa-

gne zur Abschaffung von Atomwaffen« 

(ICAN) auf die Konsequenzen eines 

einseitigen Aufkündigens des INF-Ver-

trags durch die USA aufmerksam. »Die 

Gefahr eines Atomkriegs« sei wieder 

da, so Hall.   Sie fürchtet die erneute 

atomare Aufrüstung. 

Während des Kalten Krieges ha-

be es noch eine gemeinsame Debatte 

und Entscheidung der NATO-Bünd-

nispartner gegeben. Gegenwärtig sehe 

sie jedoch eine große Unsicherheit 

und geteilte Meinungen in der NATO 

zum angekündigten US-Ausstieg. Das 

von US-Präsident Donald Trump an 

Russland gestellte Ultimatum endet 

am 2.  Februar. Der Vertrag befinde 

sich bis 2. August im »Wartestatus«, 

das biete Zeit für Zugeständnisse. 

Danach steige die Wahrscheinlich-

keit einer Stationierung von nuklearen 

US-Mittelstreckenraketen in Mittel-

europa. 

 Bundesaußenminister Heiko Maas 

(SPD) pendelt derweil auf diploma-

tischer Mission. Nachdem er vergan-

gene Woche an Moskau appelliert 

hatte, dass der Vertrag noch zu retten 

sei, wenn Russland einlenke, wurde er 

gestern in Washington erwartet. Putin 

müsse »jetzt verifizierbar den verbote-

nen Marschflugkörper abrüsten«, sag-

te er laut  AFP  vor seinem Abflug in 

Berlin. Für Freitag ist ein Treffen des 

NATO-Russlandrats anberaumt. Mit 

Russland, wie die NATO am Montag 

bestätigte. Den US-Vorwurf, Moskau 

habe den Vertrag mit der Entwicklung 

der SSC-8 gebrochen, wird Maas si-

cherlich trotz russischer Dementis, 

Kontrollangebote und Gegenvorwürfe 

ebenso wie seine NATO-Partner nicht 

in Frage stellen. »Die Handlungsfähig-

keit Washingtons« werde gebraucht, so 

der Außenminister. 

 Die abrüstungspolitische Spreche-

rin der Partei Die Linke, Sevim Dag-

delen forderte am Mittwoch, dass 

ein erneuerter Inspektionsmechanis-

mus dienlicher sei, als »US-Ferndia-

gnosen« blind zu vertrauen. Die am 

Dienstag vom sicherheitspolitischen 

Sprecher der Linken, Alexander S. 

Neu, gestartete Petition »Keine Sta-

tionierung US-amerikanischer Mittel-

streckenraketen in Deutschland und 

Europa« näherte sich dem erforderli-

chen Quorum innerhalb kürzester Zeit. 

 Trump presche mit ungehemmt es-

kalierender Rhetorik und der »provo-

kativen Vorstellung« des »Missile De-

fense Review« vergangene Woche vor 

und zeige keine Absicht, etwas retten 

zu wollen, erklärt Xanthe Hall. Klar sei 

jetzt aber, dass nicht der Iran, sondern 

Russland und China als Feinde gesehen 

werden. Hall empfiehlt den NATO-Mit-

gliedern, sich von den USA zu »eman-

zipieren«, da »keine Rücksicht auf die 

Bündnispartner« zu erwarten sei. 

 Die deutsche Außenpolitik müsse 

weg vom bislang praktizierten »Schritt-

für-Schritt«-Ansatz, und das Nuklear-

abrüstungsziel »Global Zero« (weltweit 

null) als völkerrechtliche Grundlage 

anerkennen, so die Friedensaktivistin. 

Jegliche Stationierung von US-Mittel-

streckenraketen müsse abgelehnt und 

sich innerhalb wie außerhalb der NATO 

klar gegen eine atomare Aufrüstung in 

Europa eingesetzt werden.     

Krieger brauchen Kontra

USA machen Stimmung gegen Caracas

WWW.JUNGEWELT.DE

Russland: Israel muss 

Angriffe in Syrien stoppen 

Moskau.  Russland fordert von Israel, 

keine neuen Luftangriffe im Nach-

barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  Interfax  zufolge. Syrien 

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 

in der Region. »Wir sollten verhin-

dern, dass Syrien, das in den vergan-

genen Jahren unter dem bewaffneten 

Konflikt gelitten hat, zu einem 

Schauplatz geopolitischer Streiterei-

en wird«, erklärte Sacharowa. Israel 

hatte erst in der Nacht zum Montag 

starke Angriffe auf syrische und ira-

nische Stellungen in Syrien geflogen. 

Dabei sollen mehr als 20 Menschen 

getötet worden sein. Die israelische 

Luftwaffe hat in den vergangenen 

Jahren immer wieder Ziele im be-

nachbarten Syrien attackiert.
 (dpa/jW) 

Siehe Seite 6    

Marine klar 

zum Gefecht 

Rostock.  Die deutsche Marine stellt 

nach eigenen Angaben einen neuen 

Einsatzstab unter der Bezeichnung 

»German Maritime Forces Staff« 

(Deu Marfor) in Dienst. Er nimmt 

am heutigen Donnerstag beim Mari-

nekommando Rostock seine Arbeit 

auf. Aufgabe des mit rund 100 Sol-

daten besetzten Führungsstabes ist 

es, maritime Operationen an der 

»Nordflanke« der NATO zu planen 

und zu führen. Bis 2020 wird in Ros-

tock für den Stab ein neues Gebäude 

errichtet werden. Bis Ende 2022 

erfolgt die IT-Ausstattung. Ab 2023 

verfügt die Marine demnach mit Deu 

Marfor wieder über einen führungs-

fähigen nationalen Stab. Dieses Gre-

mium kann zu einem deutlich grö-

ßeren internationalen Führungsstab 

wachsen und wird dann zum Baltic 

Maritime Component Command 

(BMCC). Das BMCC kann der 

NATO als maritimes Führungskom-

mando für Operationen in Nordeuro-

pa, aber auch in anderen Regionen, 

angeboten werden.  
(dpa/jW) 

US-amerikanische Weltunsicherheit: Präsident Donald Trump und Außenminister Michael Pompeo (r.) auf der Luftwaffenbasis in Dover (19.1.2019) 
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Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 

Widerstand gegen das Wettrüsten auf . Von   Ina Sembdner 

Maduro wirft USA Versuch eines »faschistischen Staatsstreichs« vor. Tote bei Protesten

B
ereits vor den Großdemonstrati-

onen in Venezuela am Mittwoch 

sind mindestens vier Menschen 

bei nächtlichen Protesten ums Leben 

gekommen, wie die Polizei laut der 

Nachrichtenagentur  AFP  mitteilte. So-

wohl die Unterstützer der linken vene-

zolanischen Regierung unter Präsident 

Nicolas Maduro als auch Teile der rech-

ten Opposition hatten für den Tag zu 

Kundgebungen aufgerufen. Der 23. Ja-

nuar ist ein symbolisches Datum für das 

Land, weil an diesem Tag 1958 Diktator 

Marcos Pérez Jiménez gestürzt wurde. 

 Laut der Vereinten Sozialistischen 

Partei Venezuelas (PSUV) versam-

melten sich die chavistischen Sympa-

thisanten am Mittwoch, um die Sou-

veränität des Landes gegen Destabili-

sierungsversuche rechter Gruppen im 

In- und Ausland zu verteidigen, wie 

der südamerikanische Sender  Telesur 

 am Mittwoch meldete. Rechte oppo-

sitionelle Demonstranten zeigten auf 

einer Gegenkundgebung Transparente 

mit der Aufschrift »Wir sind frei« und 

skandierten »Sie wird stürzen, sie wird 

stürzen, diese Regierung wird stürzen«, 

meldete  dpa . 

 Die USA hatten vor den Kundgebun-

gen gegen die sozialistische Führung 

in Caracas Stimmung gemacht. Staats-

chef Maduro warf der US-Regierung 

am Dienstag vor, einen »faschistischen 

Staatsstreich« in Venezuela angeordnet 

zu haben. In der 200jährigen Geschich-

te der Beziehungen zwischen beiden 

Staaten sei dies beispiellos. Maduro 

forderte seinen Außenminister Jorge 

Arreaza auf, die Beziehungen zu den 

USA vollständig auf den Prüfstand zu 

stellen. 

 Er reagierte damit auf Äußerungen 

von US-Vizepräsident Michael Pence. 

Der hatte am Dienstag den oppositio-

nellen Demonstranten in einer Twit-

ter-Botschaft die Unterstützung der 

USA zugesichert und gesagt, Maduro 

sei ein »Diktator ohne legitimen An-

spruch auf die Macht«. 

 Kommunikationsminister Jorge Ro-

dríguez warf Pence vor, »Terroristen« 

angeordnet zu haben, bei den geplanten 

Oppositionsprotesten Gewalttaten zu 

verüben, um die Regierung zu destabili-

sieren. Vizepräsidentin Delcy Rodrígu-

ez betonte, Caracas werde eine Einmi-

schung der USA in Venezuelas innere 

Angelegenheiten nicht hinnehmen. 

(Telesur/AFP/dpa/jW)       

wird herausgegeben von 

2.152 Genossinnen und 

Genossen (Stand 13.12.2018)
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Etwas Hoffnung

Ende Dezember entschied ein Ge-

richt über die Neuverhandlung von 

Berufungsanträgen Mumia Abu- 

Jamals. Jetzt sind bisher unbekannte 

Akten zum Fall des ehemaligen 

Black-Panther-Aktivisten auf-

getaucht. Von Dave Lindorff
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für die

Revolution!
Eine Million Tore 

Üppig
Tricksen, Verschleiern und ein obsku-

res Personennetzwerk: Neues 

aus dem AfD-Spendensumpf 

Garstig
Jobcenter bestraft Frau, die ihre Mut-

ter betreuen muss. Hohe Rück-

forderungen sind kein Einzelfall 

Übergriffig

Hetzjagd auf Venezolaner in Ecuador. 

Präsident lenkt mit Rassismus 

von Gewalt gegen Frauen ab 

Giftig
Kapital wirbt in Davos um »Vertrau-

en«. ATTAC hält dagegen: Groß-

konzerne handeln »desaströs«

E
s sei das »Gefühl von damals«, 

sagt Xanthe Hall. Die Friedens-

nobelpreisträgerin und Chefin 

von »Internationale Ärzte für die Ver-

hütung des Atomkriegs« (IPPNW) 

erinnert die derzeitige Eskalation um 

Atomraketen an die 1980er, als die nu-

kleare Bedrohung für Europa durch die 

US-Stationierung der Mittelstrecken-

waffen »Pershing II« real wurde. Ein 

flächendeckender Widerstand der Be-

völkerung ist, anders als damals, al-

lerdings nicht in Sicht. Am Mittwoch 

machte Hall in Berlin gemeinsam mit 

Aktivisten der »Internationalen Kampa-

gne zur Abschaffung von Atomwaffen« 

(ICAN) auf die Konsequenzen eines 

einseitigen Aufkündigens des INF-Ver-

trags durch die USA aufmerksam. »Die 

Gefahr eines Atomkriegs« sei wieder 

da, so Hall.   Sie fürchtet die erneute 

atomare Aufrüstung. 

Während des Kalten Krieges ha-

be es noch eine gemeinsame Debatte 

und Entscheidung der NATO-Bünd-

nispartner gegeben. Gegenwärtig sehe 

sie jedoch eine große Unsicherheit 

und geteilte Meinungen in der NATO 

zum angekündigten US-Ausstieg. Das 

von US-Präsident Donald Trump an 

Russland gestellte Ultimatum endet 

am 2.  Februar. Der Vertrag befinde 

sich bis 2. August im »Wartestatus«, 

das biete Zeit für Zugeständnisse. 

Danach steige die Wahrscheinlich-

keit einer Stationierung von nuklearen 

US-Mittelstreckenraketen in Mittel-

europa. 

 Bundesaußenminister Heiko Maas 

(SPD) pendelt derweil auf diploma-

tischer Mission. Nachdem er vergan-

gene Woche an Moskau appelliert 

hatte, dass der Vertrag noch zu retten 

sei, wenn Russland einlenke, wurde er 

gestern in Washington erwartet. Putin 

müsse »jetzt verifizierbar den verbote-

nen Marschflugkörper abrüsten«, sag-

te er laut  AFP  vor seinem Abflug in 

Berlin. Für Freitag ist ein Treffen des 

NATO-Russlandrats anberaumt. Mit 

Russland, wie die NATO am Montag 

bestätigte. Den US-Vorwurf, Moskau 

habe den Vertrag mit der Entwicklung 

der SSC-8 gebrochen, wird Maas si-

cherlich trotz russischer Dementis, 

Kontrollangebote und Gegenvorwürfe 

ebenso wie seine NATO-Partner nicht 

in Frage stellen. »Die Handlungsfähig-

keit Washingtons« werde gebraucht, so 

der Außenminister. 

 Die abrüstungspolitische Spreche-

rin der Partei Die Linke, Sevim Dag-

delen forderte am Mittwoch, dass 

ein erneuerter Inspektionsmechanis-

mus dienlicher sei, als »US-Ferndia-

gnosen« blind zu vertrauen. Die am 

Dienstag vom sicherheitspolitischen 

Sprecher der Linken, Alexander S. 

Neu, gestartete Petition »Keine Sta-

tionierung US-amerikanischer Mittel-

streckenraketen in Deutschland und 

Europa« näherte sich dem erforderli-

chen Quorum innerhalb kürzester Zeit. 

 Trump presche mit ungehemmt es-

kalierender Rhetorik und der »provo-

kativen Vorstellung« des »Missile De-

fense Review« vergangene Woche vor 

und zeige keine Absicht, etwas retten 

zu wollen, erklärt Xanthe Hall. Klar sei 

jetzt aber, dass nicht der Iran, sondern 

Russland und China als Feinde gesehen 

werden. Hall empfiehlt den NATO-Mit-

gliedern, sich von den USA zu »eman-

zipieren«, da »keine Rücksicht auf die 

Bündnispartner« zu erwarten sei. 

 Die deutsche Außenpolitik müsse 

weg vom bislang praktizierten »Schritt-

für-Schritt«-Ansatz, und das Nuklear-

abrüstungsziel »Global Zero« (weltweit 

null) als völkerrechtliche Grundlage 

anerkennen, so die Friedensaktivistin. 

Jegliche Stationierung von US-Mittel-

streckenraketen müsse abgelehnt und 

sich innerhalb wie außerhalb der NATO 

klar gegen eine atomare Aufrüstung in 

Europa eingesetzt werden.     

Krieger brauchen Kontra

USA machen Stimmung gegen Caracas

WWW.JUNGEWELT.DE

Russland: Israel muss 

Angriffe in Syrien stoppen 

Moskau.  Russland fordert von Israel, 

keine neuen Luftangriffe im Nach-

barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  Interfax  zufolge. Syrien 

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 

in der Region. »Wir sollten verhin-

dern, dass Syrien, das in den vergan-

genen Jahren unter dem bewaffneten 

Konflikt gelitten hat, zu einem 

Schauplatz geopolitischer Streiterei-

en wird«, erklärte Sacharowa. Israel 

hatte erst in der Nacht zum Montag 

starke Angriffe auf syrische und ira-

nische Stellungen in Syrien geflogen. 

Dabei sollen mehr als 20 Menschen 

getötet worden sein. Die israelische 

Luftwaffe hat in den vergangenen 

Jahren immer wieder Ziele im be-

nachbarten Syrien attackiert.
 (dpa/jW) 

Siehe Seite 6    

Marine klar 

zum Gefecht 

Rostock.  Die deutsche Marine stellt 

nach eigenen Angaben einen neuen 

Einsatzstab unter der Bezeichnung 

»German Maritime Forces Staff« 

(Deu Marfor) in Dienst. Er nimmt 

am heutigen Donnerstag beim Mari-

nekommando Rostock seine Arbeit 

auf. Aufgabe des mit rund 100 Sol-

daten besetzten Führungsstabes ist 

es, maritime Operationen an der 

»Nordflanke« der NATO zu planen 

und zu führen. Bis 2020 wird in Ros-

tock für den Stab ein neues Gebäude 

errichtet werden. Bis Ende 2022 

erfolgt die IT-Ausstattung. Ab 2023 

verfügt die Marine demnach mit Deu 

Marfor wieder über einen führungs-

fähigen nationalen Stab. Dieses Gre-

mium kann zu einem deutlich grö-

ßeren internationalen Führungsstab 

wachsen und wird dann zum Baltic 

Maritime Component Command 

(BMCC). Das BMCC kann der 

NATO als maritimes Führungskom-

mando für Operationen in Nordeuro-

pa, aber auch in anderen Regionen, 

angeboten werden.  
(dpa/jW) 

US-amerikanische Weltunsicherheit: Präsident Donald Trump und Außenminister Michael Pompeo (r.) auf der Luftwaffenbasis in Dover (19.1.2019) 
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Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 

Widerstand gegen das Wettrüsten auf . Von   Ina Sembdner 

Maduro wirft USA Versuch eines »faschistischen Staatsstreichs« vor. Tote bei Protesten

B
ereits vor den Großdemonstrati-

onen in Venezuela am Mittwoch 

sind mindestens vier Menschen 

bei nächtlichen Protesten ums Leben 

gekommen, wie die Polizei laut der 

Nachrichtenagentur  AFP  mitteilte. So-

wohl die Unterstützer der linken vene-

zolanischen Regierung unter Präsident 

Nicolas Maduro als auch Teile der rech-

ten Opposition hatten für den Tag zu 

Kundgebungen aufgerufen. Der 23. Ja-

nuar ist ein symbolisches Datum für das 

Land, weil an diesem Tag 1958 Diktator 

Marcos Pérez Jiménez gestürzt wurde. 

 Laut der Vereinten Sozialistischen 

Partei Venezuelas (PSUV) versam-

melten sich die chavistischen Sympa-

thisanten am Mittwoch, um die Sou-

veränität des Landes gegen Destabili-

sierungsversuche rechter Gruppen im 

In- und Ausland zu verteidigen, wie 

der südamerikanische Sender  Telesur 

 am Mittwoch meldete. Rechte oppo-

sitionelle Demonstranten zeigten auf 

einer Gegenkundgebung Transparente 

mit der Aufschrift »Wir sind frei« und 

skandierten »Sie wird stürzen, sie wird 

stürzen, diese Regierung wird stürzen«, 

meldete  dpa . 

 Die USA hatten vor den Kundgebun-

gen gegen die sozialistische Führung 

in Caracas Stimmung gemacht. Staats-

chef Maduro warf der US-Regierung 

am Dienstag vor, einen »faschistischen 

Staatsstreich« in Venezuela angeordnet 

zu haben. In der 200jährigen Geschich-

te der Beziehungen zwischen beiden 

Staaten sei dies beispiellos. Maduro 

forderte seinen Außenminister Jorge 

Arreaza auf, die Beziehungen zu den 

USA vollständig auf den Prüfstand zu 

stellen. 

 Er reagierte damit auf Äußerungen 

von US-Vizepräsident Michael Pence. 

Der hatte am Dienstag den oppositio-

nellen Demonstranten in einer Twit-

ter-Botschaft die Unterstützung der 

USA zugesichert und gesagt, Maduro 

sei ein »Diktator ohne legitimen An-

spruch auf die Macht«. 

 Kommunikationsminister Jorge Ro-

dríguez warf Pence vor, »Terroristen« 

angeordnet zu haben, bei den geplanten 

Oppositionsprotesten Gewalttaten zu 

verüben, um die Regierung zu destabili-

sieren. Vizepräsidentin Delcy Rodrígu-

ez betonte, Caracas werde eine Einmi-

schung der USA in Venezuelas innere 

Angelegenheiten nicht hinnehmen. 

(Telesur/AFP/dpa/jW)       

wird herausgegeben von 

2.152 Genossinnen und 

Genossen (Stand 13.12.2018)
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Etwas Hoffnung

Ende Dezember entschied ein Ge-

richt über die Neuverhandlung von 

Berufungsanträgen Mumia Abu- 

Jamals. Jetzt sind bisher unbekannte 

Akten zum Fall des ehemaligen 

Black-Panther-Aktivisten auf-

getaucht. Von Dave Lindorff
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Üppig
Tricksen, Verschleiern und ein obsku-

res Personennetzwerk: Neues 

aus dem AfD-Spendensumpf 

Garstig
Jobcenter bestraft Frau, die ihre Mut-

ter betreuen muss. Hohe Rück-

forderungen sind kein Einzelfall 

Übergriffig

Hetzjagd auf Venezolaner in Ecuador. 

Präsident lenkt mit Rassismus 

von Gewalt gegen Frauen ab 

Giftig
Kapital wirbt in Davos um »Vertrau-

en«. ATTAC hält dagegen: Groß-

konzerne handeln »desaströs«

E
s sei das »Gefühl von damals«, 

sagt Xanthe Hall. Die Friedens-

nobelpreisträgerin und Chefin 

von »Internationale Ärzte für die Ver-

hütung des Atomkriegs« (IPPNW) 

erinnert die derzeitige Eskalation um 

Atomraketen an die 1980er, als die nu-

kleare Bedrohung für Europa durch die 

US-Stationierung der Mittelstrecken-

waffen »Pershing II« real wurde. Ein 

flächendeckender Widerstand der Be-

völkerung ist, anders als damals, al-

lerdings nicht in Sicht. Am Mittwoch 

machte Hall in Berlin gemeinsam mit 

Aktivisten der »Internationalen Kampa-

gne zur Abschaffung von Atomwaffen« 

(ICAN) auf die Konsequenzen eines 

einseitigen Aufkündigens des INF-Ver-

trags durch die USA aufmerksam. »Die 

Gefahr eines Atomkriegs« sei wieder 

da, so Hall.   Sie fürchtet die erneute 

atomare Aufrüstung. 

Während des Kalten Krieges ha-

be es noch eine gemeinsame Debatte 

und Entscheidung der NATO-Bünd-

nispartner gegeben. Gegenwärtig sehe 

sie jedoch eine große Unsicherheit 

und geteilte Meinungen in der NATO 

zum angekündigten US-Ausstieg. Das 

von US-Präsident Donald Trump an 

Russland gestellte Ultimatum endet 

am 2.  Februar. Der Vertrag befinde 

sich bis 2. August im »Wartestatus«, 

das biete Zeit für Zugeständnisse. 

Danach steige die Wahrscheinlich-

keit einer Stationierung von nuklearen 

US-Mittelstreckenraketen in Mittel-

europa. 

 Bundesaußenminister Heiko Maas 

(SPD) pendelt derweil auf diploma-

tischer Mission. Nachdem er vergan-

gene Woche an Moskau appelliert 

hatte, dass der Vertrag noch zu retten 

sei, wenn Russland einlenke, wurde er 

gestern in Washington erwartet. Putin 

müsse »jetzt verifizierbar den verbote-

nen Marschflugkörper abrüsten«, sag-

te er laut  AFP  vor seinem Abflug in 

Berlin. Für Freitag ist ein Treffen des 

NATO-Russlandrats anberaumt. Mit 

Russland, wie die NATO am Montag 

bestätigte. Den US-Vorwurf, Moskau 

habe den Vertrag mit der Entwicklung 

der SSC-8 gebrochen, wird Maas si-

cherlich trotz russischer Dementis, 

Kontrollangebote und Gegenvorwürfe 

ebenso wie seine NATO-Partner nicht 

in Frage stellen. »Die Handlungsfähig-

keit Washingtons« werde gebraucht, so 

der Außenminister. 

 Die abrüstungspolitische Spreche-

rin der Partei Die Linke, Sevim Dag-

delen forderte am Mittwoch, dass 

ein erneuerter Inspektionsmechanis-

mus dienlicher sei, als »US-Ferndia-

gnosen« blind zu vertrauen. Die am 

Dienstag vom sicherheitspolitischen 

Sprecher der Linken, Alexander S. 

Neu, gestartete Petition »Keine Sta-

tionierung US-amerikanischer Mittel-

streckenraketen in Deutschland und 

Europa« näherte sich dem erforderli-

chen Quorum innerhalb kürzester Zeit. 

 Trump presche mit ungehemmt es-

kalierender Rhetorik und der »provo-

kativen Vorstellung« des »Missile De-

fense Review« vergangene Woche vor 

und zeige keine Absicht, etwas retten 

zu wollen, erklärt Xanthe Hall. Klar sei 

jetzt aber, dass nicht der Iran, sondern 

Russland und China als Feinde gesehen 

werden. Hall empfiehlt den NATO-Mit-

gliedern, sich von den USA zu »eman-

zipieren«, da »keine Rücksicht auf die 

Bündnispartner« zu erwarten sei. 

 Die deutsche Außenpolitik müsse 

weg vom bislang praktizierten »Schritt-

für-Schritt«-Ansatz, und das Nuklear-

abrüstungsziel »Global Zero« (weltweit 

null) als völkerrechtliche Grundlage 

anerkennen, so die Friedensaktivistin. 

Jegliche Stationierung von US-Mittel-

streckenraketen müsse abgelehnt und 

sich innerhalb wie außerhalb der NATO 

klar gegen eine atomare Aufrüstung in 

Europa eingesetzt werden.     

Krieger brauchen Kontra

USA machen Stimmung gegen Caracas

WWW.JUNGEWELT.DE

Russland: Israel muss 

Angriffe in Syrien stoppen 

Moskau.  Russland fordert von Israel, 

keine neuen Luftangriffe im Nach-

barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  Interfax  zufolge. Syrien 

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 

in der Region. »Wir sollten verhin-

dern, dass Syrien, das in den vergan-

genen Jahren unter dem bewaffneten 

Konflikt gelitten hat, zu einem 

Schauplatz geopolitischer Streiterei-

en wird«, erklärte Sacharowa. Israel 

hatte erst in der Nacht zum Montag 

starke Angriffe auf syrische und ira-

nische Stellungen in Syrien geflogen. 

Dabei sollen mehr als 20 Menschen 

getötet worden sein. Die israelische 

Luftwaffe hat in den vergangenen 

Jahren immer wieder Ziele im be-

nachbarten Syrien attackiert.
 (dpa/jW) 

Siehe Seite 6    

Marine klar 

zum Gefecht 

Rostock.  Die deutsche Marine stellt 

nach eigenen Angaben einen neuen 

Einsatzstab unter der Bezeichnung 

»German Maritime Forces Staff« 

(Deu Marfor) in Dienst. Er nimmt 

am heutigen Donnerstag beim Mari-

nekommando Rostock seine Arbeit 

auf. Aufgabe des mit rund 100 Sol-

daten besetzten Führungsstabes ist 

es, maritime Operationen an der 

»Nordflanke« der NATO zu planen 

und zu führen. Bis 2020 wird in Ros-

tock für den Stab ein neues Gebäude 

errichtet werden. Bis Ende 2022 

erfolgt die IT-Ausstattung. Ab 2023 

verfügt die Marine demnach mit Deu 

Marfor wieder über einen führungs-

fähigen nationalen Stab. Dieses Gre-

mium kann zu einem deutlich grö-

ßeren internationalen Führungsstab 

wachsen und wird dann zum Baltic 

Maritime Component Command 

(BMCC). Das BMCC kann der 

NATO als maritimes Führungskom-

mando für Operationen in Nordeuro-

pa, aber auch in anderen Regionen, 

angeboten werden.  
(dpa/jW) 

US-amerikanische Weltunsicherheit: Präsident Donald Trump und Außenminister Michael Pompeo (r.) auf der Luftwaffenbasis in Dover (19.1.2019) 
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Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 

Widerstand gegen das Wettrüsten auf . Von   Ina Sembdner 

Maduro wirft USA Versuch eines »faschistischen Staatsstreichs« vor. Tote bei Protesten

B
ereits vor den Großdemonstrati-

onen in Venezuela am Mittwoch 

sind mindestens vier Menschen 

bei nächtlichen Protesten ums Leben 

gekommen, wie die Polizei laut der 

Nachrichtenagentur  AFP  mitteilte. So-

wohl die Unterstützer der linken vene-

zolanischen Regierung unter Präsident 

Nicolas Maduro als auch Teile der rech-

ten Opposition hatten für den Tag zu 

Kundgebungen aufgerufen. Der 23. Ja-

nuar ist ein symbolisches Datum für das 

Land, weil an diesem Tag 1958 Diktator 

Marcos Pérez Jiménez gestürzt wurde. 

 Laut der Vereinten Sozialistischen 

Partei Venezuelas (PSUV) versam-

melten sich die chavistischen Sympa-

thisanten am Mittwoch, um die Sou-

veränität des Landes gegen Destabili-

sierungsversuche rechter Gruppen im 

In- und Ausland zu verteidigen, wie 

der südamerikanische Sender  Telesur 

 am Mittwoch meldete. Rechte oppo-

sitionelle Demonstranten zeigten auf 

einer Gegenkundgebung Transparente 

mit der Aufschrift »Wir sind frei« und 

skandierten »Sie wird stürzen, sie wird 

stürzen, diese Regierung wird stürzen«, 

meldete  dpa . 

 Die USA hatten vor den Kundgebun-

gen gegen die sozialistische Führung 

in Caracas Stimmung gemacht. Staats-

chef Maduro warf der US-Regierung 

am Dienstag vor, einen »faschistischen 

Staatsstreich« in Venezuela angeordnet 

zu haben. In der 200jährigen Geschich-

te der Beziehungen zwischen beiden 

Staaten sei dies beispiellos. Maduro 

forderte seinen Außenminister Jorge 

Arreaza auf, die Beziehungen zu den 

USA vollständig auf den Prüfstand zu 

stellen. 

 Er reagierte damit auf Äußerungen 

von US-Vizepräsident Michael Pence. 

Der hatte am Dienstag den oppositio-

nellen Demonstranten in einer Twit-

ter-Botschaft die Unterstützung der 

USA zugesichert und gesagt, Maduro 

sei ein »Diktator ohne legitimen An-

spruch auf die Macht«. 

 Kommunikationsminister Jorge Ro-

dríguez warf Pence vor, »Terroristen« 

angeordnet zu haben, bei den geplanten 

Oppositionsprotesten Gewalttaten zu 

verüben, um die Regierung zu destabili-

sieren. Vizepräsidentin Delcy Rodrígu-

ez betonte, Caracas werde eine Einmi-

schung der USA in Venezuelas innere 

Angelegenheiten nicht hinnehmen. 

(Telesur/AFP/dpa/jW)       

wird herausgegeben von 

2.152 Genossinnen und 

Genossen (Stand 13.12.2018)
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Etwas Hoffnung

Ende Dezember entschied ein Ge-

richt über die Neuverhandlung von 

Berufungsanträgen Mumia Abu- 

Jamals. Jetzt sind bisher unbekannte 

Akten zum Fall des ehemaligen 

Black-Panther-Aktivisten auf-

getaucht. Von Dave Lindorff
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Jobcenter bestraft Frau, die ihre Mut-

ter betreuen muss. Hohe Rück-

forderungen sind kein Einzelfall 

Übergriffig

Hetzjagd auf Venezolaner in Ecuador. 

Giftig
Kapital wirbt in Davos um »Vertrau-

en«. ATTAC hält dagegen: Groß-

konzerne handeln »desaströs«

Krieger brauchen Kontra
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von Gewalt gegen Frauen ab 
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Russland: Israel muss 

Angriffe in Syrien stoppen 

Moskau.

keine neuen Luftangriffe im Nach-

barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 

Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 
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Üppig
Tricksen, Verschleiern und ein obsku-

res Personennetzwerk: Neues 

aus dem AfD-Spendensumpf 

Garstig
Jobcenter bestraft Frau, die ihre Mut-

ter betreuen muss. Hohe Rück-

forderungen sind kein Einzelfall 

Übergriffig

Hetzjagd auf Venezolaner in Ecuador. 

Präsident lenkt mit Rassismus 

von Gewalt gegen Frauen ab 

Giftig
Kapital wirbt in Davos um »Vertrau-

en«. ATTAC hält dagegen: Groß-

konzerne handeln »desaströs«

E
s sei das »Gefühl von damals«, 

sagt Xanthe Hall. Die Friedens-

nobelpreisträgerin und Chefin 

von »Internationale Ärzte für die Ver-

hütung des Atomkriegs« (IPPNW) 

erinnert die derzeitige Eskalation um 

Atomraketen an die 1980er, als die nu-

kleare Bedrohung für Europa durch die 

US-Stationierung der Mittelstrecken-

waffen »Pershing II« real wurde. Ein 

flächendeckender Widerstand der Be-

völkerung ist, anders als damals, al-

lerdings nicht in Sicht. Am Mittwoch 

machte Hall in Berlin gemeinsam mit 

Aktivisten der »Internationalen Kampa-

gne zur Abschaffung von Atomwaffen« 

(ICAN) auf die Konsequenzen eines 

einseitigen Aufkündigens des INF-Ver-

trags durch die USA aufmerksam. »Die 

Gefahr eines Atomkriegs« sei wieder 

da, so Hall.   Sie fürchtet die erneute 

atomare Aufrüstung. 

Während des Kalten Krieges ha-

be es noch eine gemeinsame Debatte 

und Entscheidung der NATO-Bünd-

nispartner gegeben. Gegenwärtig sehe 

sie jedoch eine große Unsicherheit 

und geteilte Meinungen in der NATO 

zum angekündigten US-Ausstieg. Das 

von US-Präsident Donald Trump an 

Russland gestellte Ultimatum endet 

am 2.  Februar. Der Vertrag befinde 

sich bis 2. August im »Wartestatus«, 

das biete Zeit für Zugeständnisse. 

Danach steige die Wahrscheinlich-

keit einer Stationierung von nuklearen 

US-Mittelstreckenraketen in Mittel-

europa. 

 Bundesaußenminister Heiko Maas 

(SPD) pendelt derweil auf diploma-

tischer Mission. Nachdem er vergan-

gene Woche an Moskau appelliert 

hatte, dass der Vertrag noch zu retten 

sei, wenn Russland einlenke, wurde er 

gestern in Washington erwartet. Putin 

müsse »jetzt verifizierbar den verbote-

nen Marschflugkörper abrüsten«, sag-

te er laut  AFP  vor seinem Abflug in 

Berlin. Für Freitag ist ein Treffen des 

NATO-Russlandrats anberaumt. Mit 

Russland, wie die NATO am Montag 

bestätigte. Den US-Vorwurf, Moskau 

habe den Vertrag mit der Entwicklung 

der SSC-8 gebrochen, wird Maas si-

cherlich trotz russischer Dementis, 

Kontrollangebote und Gegenvorwürfe 

ebenso wie seine NATO-Partner nicht 

in Frage stellen. »Die Handlungsfähig-

keit Washingtons« werde gebraucht, so 

der Außenminister. 

 Die abrüstungspolitische Spreche-

rin der Partei Die Linke, Sevim Dag-

delen forderte am Mittwoch, dass 

ein erneuerter Inspektionsmechanis-

mus dienlicher sei, als »US-Ferndia-

gnosen« blind zu vertrauen. Die am 

Dienstag vom sicherheitspolitischen 

Sprecher der Linken, Alexander S. 

Neu, gestartete Petition »Keine Sta-

tionierung US-amerikanischer Mittel-

streckenraketen in Deutschland und 

Europa« näherte sich dem erforderli-

chen Quorum innerhalb kürzester Zeit. 

 Trump presche mit ungehemmt es-

kalierender Rhetorik und der »provo-

kativen Vorstellung« des »Missile De-

fense Review« vergangene Woche vor 

und zeige keine Absicht, etwas retten 

zu wollen, erklärt Xanthe Hall. Klar sei 

jetzt aber, dass nicht der Iran, sondern 

Russland und China als Feinde gesehen 

werden. Hall empfiehlt den NATO-Mit-

gliedern, sich von den USA zu »eman-

zipieren«, da »keine Rücksicht auf die 

Bündnispartner« zu erwarten sei. 

 Die deutsche Außenpolitik müsse 

weg vom bislang praktizierten »Schritt-

für-Schritt«-Ansatz, und das Nuklear-

abrüstungsziel »Global Zero« (weltweit 

null) als völkerrechtliche Grundlage 

anerkennen, so die Friedensaktivistin. 

Jegliche Stationierung von US-Mittel-

streckenraketen müsse abgelehnt und 

sich innerhalb wie außerhalb der NATO 

klar gegen eine atomare Aufrüstung in 

Europa eingesetzt werden.     

Krieger brauchen Kontra

USA machen Stimmung gegen Caracas

WWW.JUNGEWELT.DE

Russland: Israel muss 

Angriffe in Syrien stoppen 

Moskau.  Russland fordert von Israel, 

keine neuen Luftangriffe im Nach-

barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  Interfax  zufolge. Syrien 

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 

in der Region. »Wir sollten verhin-

dern, dass Syrien, das in den vergan-

genen Jahren unter dem bewaffneten 

Konflikt gelitten hat, zu einem 

Schauplatz geopolitischer Streiterei-

en wird«, erklärte Sacharowa. Israel 

hatte erst in der Nacht zum Montag 

starke Angriffe auf syrische und ira-

nische Stellungen in Syrien geflogen. 

Dabei sollen mehr als 20 Menschen 

getötet worden sein. Die israelische 

Luftwaffe hat in den vergangenen 

Jahren immer wieder Ziele im be-

nachbarten Syrien attackiert.
 (dpa/jW) 

Siehe Seite 6    

Marine klar 

zum Gefecht 

Rostock.  Die deutsche Marine stellt 

nach eigenen Angaben einen neuen 

Einsatzstab unter der Bezeichnung 

»German Maritime Forces Staff« 

(Deu Marfor) in Dienst. Er nimmt 

am heutigen Donnerstag beim Mari-

nekommando Rostock seine Arbeit 

auf. Aufgabe des mit rund 100 Sol-

daten besetzten Führungsstabes ist 

es, maritime Operationen an der 

»Nordflanke« der NATO zu planen 

und zu führen. Bis 2020 wird in Ros-

tock für den Stab ein neues Gebäude 

errichtet werden. Bis Ende 2022 

erfolgt die IT-Ausstattung. Ab 2023 

verfügt die Marine demnach mit Deu 

Marfor wieder über einen führungs-

fähigen nationalen Stab. Dieses Gre-

mium kann zu einem deutlich grö-

ßeren internationalen Führungsstab 

wachsen und wird dann zum Baltic 

Maritime Component Command 

(BMCC). Das BMCC kann der 

NATO als maritimes Führungskom-

mando für Operationen in Nordeuro-

pa, aber auch in anderen Regionen, 

angeboten werden.  
(dpa/jW) 

US-amerikanische Weltunsicherheit: Präsident Donald Trump und Außenminister Michael Pompeo (r.) auf der Luftwaffenbasis in Dover (19.1.2019) 
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Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 

Widerstand gegen das Wettrüsten auf . Von   Ina Sembdner 

Maduro wirft USA Versuch eines »faschistischen Staatsstreichs« vor. Tote bei Protesten

B
ereits vor den Großdemonstrati-

onen in Venezuela am Mittwoch 

sind mindestens vier Menschen 

bei nächtlichen Protesten ums Leben 

gekommen, wie die Polizei laut der 

Nachrichtenagentur  AFP  mitteilte. So-

wohl die Unterstützer der linken vene-

zolanischen Regierung unter Präsident 

Nicolas Maduro als auch Teile der rech-

ten Opposition hatten für den Tag zu 

Kundgebungen aufgerufen. Der 23. Ja-

nuar ist ein symbolisches Datum für das 

Land, weil an diesem Tag 1958 Diktator 

Marcos Pérez Jiménez gestürzt wurde. 

 Laut der Vereinten Sozialistischen 

Partei Venezuelas (PSUV) versam-

melten sich die chavistischen Sympa-

thisanten am Mittwoch, um die Sou-

veränität des Landes gegen Destabili-

sierungsversuche rechter Gruppen im 

In- und Ausland zu verteidigen, wie 

der südamerikanische Sender  Telesur 

 am Mittwoch meldete. Rechte oppo-

sitionelle Demonstranten zeigten auf 

einer Gegenkundgebung Transparente 

mit der Aufschrift »Wir sind frei« und 

skandierten »Sie wird stürzen, sie wird 

stürzen, diese Regierung wird stürzen«, 

meldete  dpa . 

 Die USA hatten vor den Kundgebun-

gen gegen die sozialistische Führung 

in Caracas Stimmung gemacht. Staats-

chef Maduro warf der US-Regierung 

am Dienstag vor, einen »faschistischen 

Staatsstreich« in Venezuela angeordnet 

zu haben. In der 200jährigen Geschich-

te der Beziehungen zwischen beiden 

Staaten sei dies beispiellos. Maduro 

forderte seinen Außenminister Jorge 

Arreaza auf, die Beziehungen zu den 

USA vollständig auf den Prüfstand zu 

stellen. 

 Er reagierte damit auf Äußerungen 

von US-Vizepräsident Michael Pence. 

Der hatte am Dienstag den oppositio-

nellen Demonstranten in einer Twit-

ter-Botschaft die Unterstützung der 

USA zugesichert und gesagt, Maduro 

sei ein »Diktator ohne legitimen An-

spruch auf die Macht«. 

 Kommunikationsminister Jorge Ro-

dríguez warf Pence vor, »Terroristen« 

angeordnet zu haben, bei den geplanten 

Oppositionsprotesten Gewalttaten zu 

verüben, um die Regierung zu destabili-

sieren. Vizepräsidentin Delcy Rodrígu-

ez betonte, Caracas werde eine Einmi-

schung der USA in Venezuelas innere 

Angelegenheiten nicht hinnehmen. 

(Telesur/AFP/dpa/jW)       

wird herausgegeben von 

2.152 Genossinnen und 

Genossen (Stand 13.12.2018)
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Ende Dezember entschied ein Ge-

richt über die Neuverhandlung von 

Berufungsanträgen Mumia Abu- 

Jamals. Jetzt sind bisher unbekannte 

Akten zum Fall des ehemaligen 

Black-Panther-Aktivisten auf-

getaucht. Von Dave Lindorff
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keine neuen Luftangriffe im Nach-

barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 
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forderungen sind kein Einzelfall 
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Hetzjagd auf Venezolaner in Ecuador. 

Präsident lenkt mit Rassismus 

von Gewalt gegen Frauen ab 

Giftig
Kapital wirbt in Davos um »Vertrau-

en«. ATTAC hält dagegen: Groß-

konzerne handeln »desaströs«

E
s sei das »Gefühl von damals«, 

sagt Xanthe Hall. Die Friedens-

nobelpreisträgerin und Chefin 

von »Internationale Ärzte für die Ver-

hütung des Atomkriegs« (IPPNW) 

erinnert die derzeitige Eskalation um 

Atomraketen an die 1980er, als die nu-

kleare Bedrohung für Europa durch die 

US-Stationierung der Mittelstrecken-

waffen »Pershing II« real wurde. Ein 

flächendeckender Widerstand der Be-

völkerung ist, anders als damals, al-

lerdings nicht in Sicht. Am Mittwoch 

machte Hall in Berlin gemeinsam mit 

Aktivisten der »Internationalen Kampa-

gne zur Abschaffung von Atomwaffen« 

(ICAN) auf die Konsequenzen eines 

einseitigen Aufkündigens des INF-Ver-

trags durch die USA aufmerksam. »Die 

Gefahr eines Atomkriegs« sei wieder 

da, so Hall.   Sie fürchtet die erneute 

atomare Aufrüstung. 

Während des Kalten Krieges ha-

be es noch eine gemeinsame Debatte 

und Entscheidung der NATO-Bünd-

nispartner gegeben. Gegenwärtig sehe 

sie jedoch eine große Unsicherheit 

und geteilte Meinungen in der NATO 

zum angekündigten US-Ausstieg. Das 

von US-Präsident Donald Trump an 

Russland gestellte Ultimatum endet 

am 2.  Februar. Der Vertrag befinde 

sich bis 2. August im »Wartestatus«, 

das biete Zeit für Zugeständnisse. 

Danach steige die Wahrscheinlich-

keit einer Stationierung von nuklearen 

US-Mittelstreckenraketen in Mittel-

europa. 

 Bundesaußenminister Heiko Maas 

(SPD) pendelt derweil auf diploma-

tischer Mission. Nachdem er vergan-

gene Woche an Moskau appelliert 

hatte, dass der Vertrag noch zu retten 

sei, wenn Russland einlenke, wurde er 

gestern in Washington erwartet. Putin 

müsse »jetzt verifizierbar den verbote-

nen Marschflugkörper abrüsten«, sag-

te er laut  AFP  vor seinem Abflug in 

Berlin. Für Freitag ist ein Treffen des 

NATO-Russlandrats anberaumt. Mit 

Russland, wie die NATO am Montag 

bestätigte. Den US-Vorwurf, Moskau 

habe den Vertrag mit der Entwicklung 

der SSC-8 gebrochen, wird Maas si-

cherlich trotz russischer Dementis, 

Kontrollangebote und Gegenvorwürfe 

ebenso wie seine NATO-Partner nicht 

in Frage stellen. »Die Handlungsfähig-

keit Washingtons« werde gebraucht, so 

der Außenminister. 

 Die abrüstungspolitische Spreche-

rin der Partei Die Linke, Sevim Dag-

delen forderte am Mittwoch, dass 

ein erneuerter Inspektionsmechanis-

mus dienlicher sei, als »US-Ferndia-

gnosen« blind zu vertrauen. Die am 

Dienstag vom sicherheitspolitischen 

Sprecher der Linken, Alexander S. 

Neu, gestartete Petition »Keine Sta-

tionierung US-amerikanischer Mittel-

streckenraketen in Deutschland und 

Europa« näherte sich dem erforderli-

chen Quorum innerhalb kürzester Zeit. 

 Trump presche mit ungehemmt es-

kalierender Rhetorik und der »provo-

kativen Vorstellung« des »Missile De-

fense Review« vergangene Woche vor 

und zeige keine Absicht, etwas retten 

zu wollen, erklärt Xanthe Hall. Klar sei 

jetzt aber, dass nicht der Iran, sondern 

Russland und China als Feinde gesehen 

werden. Hall empfiehlt den NATO-Mit-

gliedern, sich von den USA zu »eman-

zipieren«, da »keine Rücksicht auf die 

Bündnispartner« zu erwarten sei. 

 Die deutsche Außenpolitik müsse 

weg vom bislang praktizierten »Schritt-

für-Schritt«-Ansatz, und das Nuklear-

abrüstungsziel »Global Zero« (weltweit 

null) als völkerrechtliche Grundlage 

anerkennen, so die Friedensaktivistin. 

Jegliche Stationierung von US-Mittel-

streckenraketen müsse abgelehnt und 

sich innerhalb wie außerhalb der NATO 

klar gegen eine atomare Aufrüstung in 

Europa eingesetzt werden.     

Krieger brauchen Kontra

USA machen Stimmung gegen Caracas

WWW.JUNGEWELT.DE

Russland: Israel muss 

Angriffe in Syrien stoppen 

Moskau.  Russland fordert von Israel, 

keine neuen Luftangriffe im Nach-

barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  Interfax  zufolge. Syrien 

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 

in der Region. »Wir sollten verhin-

dern, dass Syrien, das in den vergan-

genen Jahren unter dem bewaffneten 

Konflikt gelitten hat, zu einem 

Schauplatz geopolitischer Streiterei-

en wird«, erklärte Sacharowa. Israel 

hatte erst in der Nacht zum Montag 

starke Angriffe auf syrische und ira-

nische Stellungen in Syrien geflogen. 

Dabei sollen mehr als 20 Menschen 

getötet worden sein. Die israelische 

Luftwaffe hat in den vergangenen 

Jahren immer wieder Ziele im be-

nachbarten Syrien attackiert.
 (dpa/jW) 
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Marine klar 

zum Gefecht 

Rostock.  Die deutsche Marine stellt 

nach eigenen Angaben einen neuen 

Einsatzstab unter der Bezeichnung 

»German Maritime Forces Staff« 

(Deu Marfor) in Dienst. Er nimmt 

am heutigen Donnerstag beim Mari-

nekommando Rostock seine Arbeit 

auf. Aufgabe des mit rund 100 Sol-

daten besetzten Führungsstabes ist 

es, maritime Operationen an der 

»Nordflanke« der NATO zu planen 

und zu führen. Bis 2020 wird in Ros-

tock für den Stab ein neues Gebäude 

errichtet werden. Bis Ende 2022 

erfolgt die IT-Ausstattung. Ab 2023 

verfügt die Marine demnach mit Deu 

Marfor wieder über einen führungs-

fähigen nationalen Stab. Dieses Gre-

mium kann zu einem deutlich grö-

ßeren internationalen Führungsstab 

wachsen und wird dann zum Baltic 

Maritime Component Command 

(BMCC). Das BMCC kann der 

NATO als maritimes Führungskom-

mando für Operationen in Nordeuro-

pa, aber auch in anderen Regionen, 

angeboten werden.  
(dpa/jW) 

US-amerikanische Weltunsicherheit: Präsident Donald Trump und Außenminister Michael Pompeo (r.) auf der Luftwaffenbasis in Dover (19.1.2019) 
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Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 

Widerstand gegen das Wettrüsten auf . Von   Ina Sembdner 

Maduro wirft USA Versuch eines »faschistischen Staatsstreichs« vor. Tote bei Protesten

B
ereits vor den Großdemonstrati-

onen in Venezuela am Mittwoch 

sind mindestens vier Menschen 

bei nächtlichen Protesten ums Leben 

gekommen, wie die Polizei laut der 

Nachrichtenagentur  AFP  mitteilte. So-

wohl die Unterstützer der linken vene-

zolanischen Regierung unter Präsident 

Nicolas Maduro als auch Teile der rech-

ten Opposition hatten für den Tag zu 

Kundgebungen aufgerufen. Der 23. Ja-

nuar ist ein symbolisches Datum für das 

Land, weil an diesem Tag 1958 Diktator 

Marcos Pérez Jiménez gestürzt wurde. 

 Laut der Vereinten Sozialistischen 

Partei Venezuelas (PSUV) versam-

melten sich die chavistischen Sympa-

thisanten am Mittwoch, um die Sou-

veränität des Landes gegen Destabili-

sierungsversuche rechter Gruppen im 

In- und Ausland zu verteidigen, wie 

der südamerikanische Sender  Telesur 

 am Mittwoch meldete. Rechte oppo-

sitionelle Demonstranten zeigten auf 

einer Gegenkundgebung Transparente 

mit der Aufschrift »Wir sind frei« und 

skandierten »Sie wird stürzen, sie wird 

stürzen, diese Regierung wird stürzen«, 

meldete  dpa . 

 Die USA hatten vor den Kundgebun-

gen gegen die sozialistische Führung 

in Caracas Stimmung gemacht. Staats-

chef Maduro warf der US-Regierung 

am Dienstag vor, einen »faschistischen 

Staatsstreich« in Venezuela angeordnet 

zu haben. In der 200jährigen Geschich-

te der Beziehungen zwischen beiden 

Staaten sei dies beispiellos. Maduro 

forderte seinen Außenminister Jorge 

Arreaza auf, die Beziehungen zu den 

USA vollständig auf den Prüfstand zu 

stellen. 

 Er reagierte damit auf Äußerungen 

von US-Vizepräsident Michael Pence. 

Der hatte am Dienstag den oppositio-

nellen Demonstranten in einer Twit-

ter-Botschaft die Unterstützung der 

USA zugesichert und gesagt, Maduro 

sei ein »Diktator ohne legitimen An-

spruch auf die Macht«. 

 Kommunikationsminister Jorge Ro-

dríguez warf Pence vor, »Terroristen« 

angeordnet zu haben, bei den geplanten 

Oppositionsprotesten Gewalttaten zu 

verüben, um die Regierung zu destabili-

sieren. Vizepräsidentin Delcy Rodrígu-

ez betonte, Caracas werde eine Einmi-

schung der USA in Venezuelas innere 

Angelegenheiten nicht hinnehmen. 

(Telesur/AFP/dpa/jW)       

wird herausgegeben von 
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Etwas Hoffnung

Ende Dezember entschied ein Ge-

richt über die Neuverhandlung von 

Berufungsanträgen Mumia Abu- 

Jamals. Jetzt sind bisher unbekannte 

Akten zum Fall des ehemaligen 

Black-Panther-Aktivisten auf-

getaucht. Von Dave Lindorff
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Jobcenter bestraft Frau, die ihre Mut-

ter betreuen muss. Hohe Rück-

forderungen sind kein Einzelfall 

Übergriffig

Hetzjagd auf Venezolaner in Ecuador. 

Präsident lenkt mit Rassismus 

von Gewalt gegen Frauen ab 

Giftig
Kapital wirbt in Davos um »Vertrau-

en«. ATTAC hält dagegen: Groß-

konzerne handeln »desaströs«

Krieger brauchen Kontra
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Russland: Israel muss 

Angriffe in Syrien stoppen 

Moskau.

keine neuen Luftangriffe im Nach-

barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 
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xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 

Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 

Widerstand gegen das Wettrüsten auf . Von   Ina Sembdner 
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Kapital wirbt in Davos um »Vertrau-

en«. ATTAC hält dagegen: Groß-

konzerne handeln »desaströs«

E
s sei das »Gefühl von damals«, 

sagt Xanthe Hall. Die Friedens-

nobelpreisträgerin und Chefin 

von »Internationale Ärzte für die Ver-

hütung des Atomkriegs« (IPPNW) 

erinnert die derzeitige Eskalation um 

Atomraketen an die 1980er, als die nu-

kleare Bedrohung für Europa durch die 

US-Stationierung der Mittelstrecken-

waffen »Pershing II« real wurde. Ein 

flächendeckender Widerstand der Be-

völkerung ist, anders als damals, al-

lerdings nicht in Sicht. Am Mittwoch 

machte Hall in Berlin gemeinsam mit 

Aktivisten der »Internationalen Kampa-

gne zur Abschaffung von Atomwaffen« 

(ICAN) auf die Konsequenzen eines 

einseitigen Aufkündigens des INF-Ver-

trags durch die USA aufmerksam. »Die 

Gefahr eines Atomkriegs« sei wieder 

da, so Hall.   Sie fürchtet die erneute 

atomare Aufrüstung. 

Während des Kalten Krieges ha-

be es noch eine gemeinsame Debatte 

und Entscheidung der NATO-Bünd-

nispartner gegeben. Gegenwärtig sehe 

sie jedoch eine große Unsicherheit 

und geteilte Meinungen in der NATO 

zum angekündigten US-Ausstieg. Das 

von US-Präsident Donald Trump an 

Russland gestellte Ultimatum endet 

am 2.  Februar. Der Vertrag befinde 

sich bis 2. August im »Wartestatus«, 

das biete Zeit für Zugeständnisse. 

Danach steige die Wahrscheinlich-

keit einer Stationierung von nuklearen 

US-Mittelstreckenraketen in Mittel-

europa. 

 Bundesaußenminister Heiko Maas 

(SPD) pendelt derweil auf diploma-

tischer Mission. Nachdem er vergan-

gene Woche an Moskau appelliert 

hatte, dass der Vertrag noch zu retten 

sei, wenn Russland einlenke, wurde er 

gestern in Washington erwartet. Putin 

müsse »jetzt verifizierbar den verbote-

nen Marschflugkörper abrüsten«, sag-

te er laut  AFP  vor seinem Abflug in 

Berlin. Für Freitag ist ein Treffen des 

NATO-Russlandrats anberaumt. Mit 

Russland, wie die NATO am Montag 

bestätigte. Den US-Vorwurf, Moskau 

habe den Vertrag mit der Entwicklung 

der SSC-8 gebrochen, wird Maas si-

cherlich trotz russischer Dementis, 

Kontrollangebote und Gegenvorwürfe 

ebenso wie seine NATO-Partner nicht 

in Frage stellen. »Die Handlungsfähig-

keit Washingtons« werde gebraucht, so 

der Außenminister. 

 Die abrüstungspolitische Spreche-

rin der Partei Die Linke, Sevim Dag-

delen forderte am Mittwoch, dass 

ein erneuerter Inspektionsmechanis-

mus dienlicher sei, als »US-Ferndia-

gnosen« blind zu vertrauen. Die am 

Dienstag vom sicherheitspolitischen 

Sprecher der Linken, Alexander S. 

Neu, gestartete Petition »Keine Sta-

tionierung US-amerikanischer Mittel-

streckenraketen in Deutschland und 

Europa« näherte sich dem erforderli-

chen Quorum innerhalb kürzester Zeit. 

 Trump presche mit ungehemmt es-

kalierender Rhetorik und der »provo-

kativen Vorstellung« des »Missile De-

fense Review« vergangene Woche vor 

und zeige keine Absicht, etwas retten 

zu wollen, erklärt Xanthe Hall. Klar sei 

jetzt aber, dass nicht der Iran, sondern 

Russland und China als Feinde gesehen 

werden. Hall empfiehlt den NATO-Mit-

gliedern, sich von den USA zu »eman-

zipieren«, da »keine Rücksicht auf die 

Bündnispartner« zu erwarten sei. 

 Die deutsche Außenpolitik müsse 

weg vom bislang praktizierten »Schritt-

für-Schritt«-Ansatz, und das Nuklear-

abrüstungsziel »Global Zero« (weltweit 

null) als völkerrechtliche Grundlage 

anerkennen, so die Friedensaktivistin. 

Jegliche Stationierung von US-Mittel-

streckenraketen müsse abgelehnt und 

sich innerhalb wie außerhalb der NATO 

klar gegen eine atomare Aufrüstung in 

Europa eingesetzt werden.     
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Russland: Israel muss 

Angriffe in Syrien stoppen 

Moskau.  Russland fordert von Israel, 

keine neuen Luftangriffe im Nach-

barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  Interfax  zufolge. Syrien 

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 

in der Region. »Wir sollten verhin-

dern, dass Syrien, das in den vergan-

genen Jahren unter dem bewaffneten 

Konflikt gelitten hat, zu einem 

Schauplatz geopolitischer Streiterei-

en wird«, erklärte Sacharowa. Israel 

hatte erst in der Nacht zum Montag 

starke Angriffe auf syrische und ira-

nische Stellungen in Syrien geflogen. 

Dabei sollen mehr als 20 Menschen 

getötet worden sein. Die israelische 

Luftwaffe hat in den vergangenen 

Jahren immer wieder Ziele im be-

nachbarten Syrien attackiert.
 (dpa/jW) 
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Marine klar 

zum Gefecht 

Rostock.  Die deutsche Marine stellt 

nach eigenen Angaben einen neuen 

Einsatzstab unter der Bezeichnung 

»German Maritime Forces Staff« 

(Deu Marfor) in Dienst. Er nimmt 

am heutigen Donnerstag beim Mari-

nekommando Rostock seine Arbeit 

auf. Aufgabe des mit rund 100 Sol-

daten besetzten Führungsstabes ist 

es, maritime Operationen an der 

»Nordflanke« der NATO zu planen 

und zu führen. Bis 2020 wird in Ros-

tock für den Stab ein neues Gebäude 

errichtet werden. Bis Ende 2022 

erfolgt die IT-Ausstattung. Ab 2023 

verfügt die Marine demnach mit Deu 

Marfor wieder über einen führungs-

fähigen nationalen Stab. Dieses Gre-

mium kann zu einem deutlich grö-

ßeren internationalen Führungsstab 

wachsen und wird dann zum Baltic 

Maritime Component Command 

(BMCC). Das BMCC kann der 

NATO als maritimes Führungskom-

mando für Operationen in Nordeuro-

pa, aber auch in anderen Regionen, 

angeboten werden.  
(dpa/jW) 

US-amerikanische Weltunsicherheit: Präsident Donald Trump und Außenminister Michael Pompeo (r.) auf der Luftwaffenbasis in Dover (19.1.2019) 
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Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 

Widerstand gegen das Wettrüsten auf . Von   Ina Sembdner 

Maduro wirft USA Versuch eines »faschistischen Staatsstreichs« vor. Tote bei Protesten

B
ereits vor den Großdemonstrati-

onen in Venezuela am Mittwoch 

sind mindestens vier Menschen 

bei nächtlichen Protesten ums Leben 

gekommen, wie die Polizei laut der 

Nachrichtenagentur  AFP  mitteilte. So-

wohl die Unterstützer der linken vene-

zolanischen Regierung unter Präsident 

Nicolas Maduro als auch Teile der rech-

ten Opposition hatten für den Tag zu 

Kundgebungen aufgerufen. Der 23. Ja-

nuar ist ein symbolisches Datum für das 

Land, weil an diesem Tag 1958 Diktator 

Marcos Pérez Jiménez gestürzt wurde. 

 Laut der Vereinten Sozialistischen 

Partei Venezuelas (PSUV) versam-

melten sich die chavistischen Sympa-

thisanten am Mittwoch, um die Sou-

veränität des Landes gegen Destabili-

sierungsversuche rechter Gruppen im 

In- und Ausland zu verteidigen, wie 

der südamerikanische Sender  Telesur 

 am Mittwoch meldete. Rechte oppo-

sitionelle Demonstranten zeigten auf 

einer Gegenkundgebung Transparente 

mit der Aufschrift »Wir sind frei« und 

skandierten »Sie wird stürzen, sie wird 

stürzen, diese Regierung wird stürzen«, 

meldete  dpa . 

 Die USA hatten vor den Kundgebun-

gen gegen die sozialistische Führung 

in Caracas Stimmung gemacht. Staats-

chef Maduro warf der US-Regierung 

am Dienstag vor, einen »faschistischen 

Staatsstreich« in Venezuela angeordnet 

zu haben. In der 200jährigen Geschich-

te der Beziehungen zwischen beiden 

Staaten sei dies beispiellos. Maduro 

forderte seinen Außenminister Jorge 

Arreaza auf, die Beziehungen zu den 

USA vollständig auf den Prüfstand zu 

stellen. 

 Er reagierte damit auf Äußerungen 

von US-Vizepräsident Michael Pence. 

Der hatte am Dienstag den oppositio-

nellen Demonstranten in einer Twit-

ter-Botschaft die Unterstützung der 

USA zugesichert und gesagt, Maduro 

sei ein »Diktator ohne legitimen An-

spruch auf die Macht«. 

 Kommunikationsminister Jorge Ro-

dríguez warf Pence vor, »Terroristen« 

angeordnet zu haben, bei den geplanten 

Oppositionsprotesten Gewalttaten zu 

verüben, um die Regierung zu destabili-

sieren. Vizepräsidentin Delcy Rodrígu-

ez betonte, Caracas werde eine Einmi-

schung der USA in Venezuelas innere 

Angelegenheiten nicht hinnehmen. 

(Telesur/AFP/dpa/jW)       

wird herausgegeben von 

2.152 Genossinnen und 

Genossen (Stand 13.12.2018)
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Etwas Hoffnung

Ende Dezember entschied ein Ge-

richt über die Neuverhandlung von 

Berufungsanträgen Mumia Abu- 

Jamals. Jetzt sind bisher unbekannte 

Akten zum Fall des ehemaligen 

Black-Panther-Aktivisten auf-

getaucht. Von Dave Lindorff
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Hetzjagd auf Venezolaner in Ecuador. 

Präsident lenkt mit Rassismus 

von Gewalt gegen Frauen ab 

en«. ATTAC hält dagegen: Groß-

konzerne handeln »desaströs«

Krieger brauchen Kontra

Krieger brauchen Kontra
Russland: Israel muss 

Angriffe in Syrien stoppen 

Moskau.

keine neuen Luftangriffe im Nach-

7
9 res Personennetzwerk: Neues 

aus dem AfD-Spendensumpf 

Krieger brauchen Kontra

Krieger brauchen Kontra barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 

in der Region. »Wir sollten verhin-

Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 

Widerstand gegen das Wettrüsten auf . Von   Ina Sembdner 
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Üppig
Tricksen, Verschleiern und ein obsku-

res Personennetzwerk: Neues 

aus dem AfD-Spendensumpf 

Garstig
Jobcenter bestraft Frau, die ihre Mut-

ter betreuen muss. Hohe Rück-

forderungen sind kein Einzelfall 

Übergriffig

Hetzjagd auf Venezolaner in Ecuador. 

Präsident lenkt mit Rassismus 

von Gewalt gegen Frauen ab 

Giftig
Kapital wirbt in Davos um »Vertrau-

en«. ATTAC hält dagegen: Groß-

konzerne handeln »desaströs«

E
s sei das »Gefühl von damals«, 

sagt Xanthe Hall. Die Friedens-

nobelpreisträgerin und Chefin 

von »Internationale Ärzte für die Ver-

hütung des Atomkriegs« (IPPNW) 

erinnert die derzeitige Eskalation um 

Atomraketen an die 1980er, als die nu-

kleare Bedrohung für Europa durch die 

US-Stationierung der Mittelstrecken-

waffen »Pershing II« real wurde. Ein 

flächendeckender Widerstand der Be-

völkerung ist, anders als damals, al-

lerdings nicht in Sicht. Am Mittwoch 

machte Hall in Berlin gemeinsam mit 

Aktivisten der »Internationalen Kampa-

gne zur Abschaffung von Atomwaffen« 

(ICAN) auf die Konsequenzen eines 

einseitigen Aufkündigens des INF-Ver-

trags durch die USA aufmerksam. »Die 

Gefahr eines Atomkriegs« sei wieder 

da, so Hall.   Sie fürchtet die erneute 

atomare Aufrüstung. 

Während des Kalten Krieges ha-

be es noch eine gemeinsame Debatte 

und Entscheidung der NATO-Bünd-

nispartner gegeben. Gegenwärtig sehe 

sie jedoch eine große Unsicherheit 

und geteilte Meinungen in der NATO 

zum angekündigten US-Ausstieg. Das 

von US-Präsident Donald Trump an 

Russland gestellte Ultimatum endet 

am 2.  Februar. Der Vertrag befinde 

sich bis 2. August im »Wartestatus«, 

das biete Zeit für Zugeständnisse. 

Danach steige die Wahrscheinlich-

keit einer Stationierung von nuklearen 

US-Mittelstreckenraketen in Mittel-

europa. 

 Bundesaußenminister Heiko Maas 

(SPD) pendelt derweil auf diploma-

tischer Mission. Nachdem er vergan-

gene Woche an Moskau appelliert 

hatte, dass der Vertrag noch zu retten 

sei, wenn Russland einlenke, wurde er 

gestern in Washington erwartet. Putin 

müsse »jetzt verifizierbar den verbote-

nen Marschflugkörper abrüsten«, sag-

te er laut  AFP  vor seinem Abflug in 

Berlin. Für Freitag ist ein Treffen des 

NATO-Russlandrats anberaumt. Mit 

Russland, wie die NATO am Montag 

bestätigte. Den US-Vorwurf, Moskau 

habe den Vertrag mit der Entwicklung 

der SSC-8 gebrochen, wird Maas si-

cherlich trotz russischer Dementis, 

Kontrollangebote und Gegenvorwürfe 

ebenso wie seine NATO-Partner nicht 

in Frage stellen. »Die Handlungsfähig-

keit Washingtons« werde gebraucht, so 

der Außenminister. 

 Die abrüstungspolitische Spreche-

rin der Partei Die Linke, Sevim Dag-

delen forderte am Mittwoch, dass 

ein erneuerter Inspektionsmechanis-

mus dienlicher sei, als »US-Ferndia-

gnosen« blind zu vertrauen. Die am 

Dienstag vom sicherheitspolitischen 

Sprecher der Linken, Alexander S. 

Neu, gestartete Petition »Keine Sta-

tionierung US-amerikanischer Mittel-

streckenraketen in Deutschland und 

Europa« näherte sich dem erforderli-

chen Quorum innerhalb kürzester Zeit. 

 Trump presche mit ungehemmt es-

kalierender Rhetorik und der »provo-

kativen Vorstellung« des »Missile De-

fense Review« vergangene Woche vor 

und zeige keine Absicht, etwas retten 

zu wollen, erklärt Xanthe Hall. Klar sei 

jetzt aber, dass nicht der Iran, sondern 

Russland und China als Feinde gesehen 

werden. Hall empfiehlt den NATO-Mit-

gliedern, sich von den USA zu »eman-

zipieren«, da »keine Rücksicht auf die 

Bündnispartner« zu erwarten sei. 

 Die deutsche Außenpolitik müsse 

weg vom bislang praktizierten »Schritt-

für-Schritt«-Ansatz, und das Nuklear-

abrüstungsziel »Global Zero« (weltweit 

null) als völkerrechtliche Grundlage 

anerkennen, so die Friedensaktivistin. 

Jegliche Stationierung von US-Mittel-

streckenraketen müsse abgelehnt und 

sich innerhalb wie außerhalb der NATO 

klar gegen eine atomare Aufrüstung in 

Europa eingesetzt werden.     

Krieger brauchen Kontra

USA machen Stimmung gegen Caracas

WWW.JUNGEWELT.DE

Russland: Israel muss 

Angriffe in Syrien stoppen 

Moskau.  Russland fordert von Israel, 

keine neuen Luftangriffe im Nach-

barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  Interfax  zufolge. Syrien 

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 

in der Region. »Wir sollten verhin-

dern, dass Syrien, das in den vergan-

genen Jahren unter dem bewaffneten 

Konflikt gelitten hat, zu einem 

Schauplatz geopolitischer Streiterei-

en wird«, erklärte Sacharowa. Israel 

hatte erst in der Nacht zum Montag 

starke Angriffe auf syrische und ira-

nische Stellungen in Syrien geflogen. 

Dabei sollen mehr als 20 Menschen 

getötet worden sein. Die israelische 

Luftwaffe hat in den vergangenen 

Jahren immer wieder Ziele im be-

nachbarten Syrien attackiert.
 (dpa/jW) 

Siehe Seite 6    

Marine klar 

zum Gefecht 

Rostock.  Die deutsche Marine stellt 

nach eigenen Angaben einen neuen 

Einsatzstab unter der Bezeichnung 

»German Maritime Forces Staff« 

(Deu Marfor) in Dienst. Er nimmt 

am heutigen Donnerstag beim Mari-

nekommando Rostock seine Arbeit 

auf. Aufgabe des mit rund 100 Sol-

daten besetzten Führungsstabes ist 

es, maritime Operationen an der 

»Nordflanke« der NATO zu planen 

und zu führen. Bis 2020 wird in Ros-

tock für den Stab ein neues Gebäude 

errichtet werden. Bis Ende 2022 

erfolgt die IT-Ausstattung. Ab 2023 

verfügt die Marine demnach mit Deu 

Marfor wieder über einen führungs-

fähigen nationalen Stab. Dieses Gre-

mium kann zu einem deutlich grö-

ßeren internationalen Führungsstab 

wachsen und wird dann zum Baltic 

Maritime Component Command 

(BMCC). Das BMCC kann der 

NATO als maritimes Führungskom-

mando für Operationen in Nordeuro-

pa, aber auch in anderen Regionen, 

angeboten werden.  
(dpa/jW) 

US-amerikanische Weltunsicherheit: Präsident Donald Trump und Außenminister Michael Pompeo (r.) auf der Luftwaffenbasis in Dover (19.1.2019) 
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Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 

Widerstand gegen das Wettrüsten auf . Von   Ina Sembdner 

Maduro wirft USA Versuch eines »faschistischen Staatsstreichs« vor. Tote bei Protesten

B
ereits vor den Großdemonstrati-

onen in Venezuela am Mittwoch 

sind mindestens vier Menschen 

bei nächtlichen Protesten ums Leben 

gekommen, wie die Polizei laut der 

Nachrichtenagentur  AFP  mitteilte. So-

wohl die Unterstützer der linken vene-

zolanischen Regierung unter Präsident 

Nicolas Maduro als auch Teile der rech-

ten Opposition hatten für den Tag zu 

Kundgebungen aufgerufen. Der 23. Ja-

nuar ist ein symbolisches Datum für das 

Land, weil an diesem Tag 1958 Diktator 

Marcos Pérez Jiménez gestürzt wurde. 

 Laut der Vereinten Sozialistischen 

Partei Venezuelas (PSUV) versam-

melten sich die chavistischen Sympa-

thisanten am Mittwoch, um die Sou-

veränität des Landes gegen Destabili-

sierungsversuche rechter Gruppen im 

In- und Ausland zu verteidigen, wie 

der südamerikanische Sender  Telesur 

 am Mittwoch meldete. Rechte oppo-

sitionelle Demonstranten zeigten auf 

einer Gegenkundgebung Transparente 

mit der Aufschrift »Wir sind frei« und 

skandierten »Sie wird stürzen, sie wird 

stürzen, diese Regierung wird stürzen«, 

meldete  dpa . 

 Die USA hatten vor den Kundgebun-

gen gegen die sozialistische Führung 

in Caracas Stimmung gemacht. Staats-

chef Maduro warf der US-Regierung 

am Dienstag vor, einen »faschistischen 

Staatsstreich« in Venezuela angeordnet 

zu haben. In der 200jährigen Geschich-

te der Beziehungen zwischen beiden 

Staaten sei dies beispiellos. Maduro 

forderte seinen Außenminister Jorge 

Arreaza auf, die Beziehungen zu den 

USA vollständig auf den Prüfstand zu 

stellen. 

 Er reagierte damit auf Äußerungen 

von US-Vizepräsident Michael Pence. 

Der hatte am Dienstag den oppositio-

nellen Demonstranten in einer Twit-

ter-Botschaft die Unterstützung der 

USA zugesichert und gesagt, Maduro 

sei ein »Diktator ohne legitimen An-

spruch auf die Macht«. 

 Kommunikationsminister Jorge Ro-

dríguez warf Pence vor, »Terroristen« 

angeordnet zu haben, bei den geplanten 

Oppositionsprotesten Gewalttaten zu 

verüben, um die Regierung zu destabili-

sieren. Vizepräsidentin Delcy Rodrígu-

ez betonte, Caracas werde eine Einmi-

schung der USA in Venezuelas innere 

Angelegenheiten nicht hinnehmen. 

(Telesur/AFP/dpa/jW)       

wird herausgegeben von 

2.152 Genossinnen und 

Genossen (Stand 13.12.2018)
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Etwas Hoffnung

Ende Dezember entschied ein Ge-

richt über die Neuverhandlung von 

Berufungsanträgen Mumia Abu- 

Jamals. Jetzt sind bisher unbekannte 

Akten zum Fall des ehemaligen 

Black-Panther-Aktivisten auf-

getaucht. Von Dave Lindorff
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Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 

Widerstand gegen das Wettrüsten auf . 
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Widerstand gegen das Wettrüsten auf . 

 twitter.com/jungewelt
 twitter.com/jungewelt

Krieger brauchen Kontra

Krieger brauchen Kontra keine neuen Luftangriffe im Nach-

barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 

in der Region. »Wir sollten verhin-

Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 

Widerstand gegen das Wettrüsten auf . Von   Ina Sembdner 

 twitter.com/jungewelt jungewelt.de

WikiLeaksV.
 i. 

S.
 d

. P
.: 

Di
et

m
ar

 K
os

ch
m

ie
de

r, 
Ve

rla
g 

8.
 M

ai
 G

m
bH

, T
or

st
ra

ße
 6

, 1
01

19
 B

er
lin

Es riecht noch nach Schwefel!
Gestern war die FIFA hier …

Üppig
Tricksen, Verschleiern und ein obsku-

res Personennetzwerk: Neues 

aus dem AfD-Spendensumpf 

Garstig
Jobcenter bestraft Frau, die ihre Mut-

ter betreuen muss. Hohe Rück-

forderungen sind kein Einzelfall 

Übergriffig

Hetzjagd auf Venezolaner in Ecuador. 

Präsident lenkt mit Rassismus 

von Gewalt gegen Frauen ab 

Giftig
Kapital wirbt in Davos um »Vertrau-

en«. ATTAC hält dagegen: Groß-

konzerne handeln »desaströs«

E
s sei das »Gefühl von damals«, 

sagt Xanthe Hall. Die Friedens-

nobelpreisträgerin und Chefin 

von »Internationale Ärzte für die Ver-

hütung des Atomkriegs« (IPPNW) 

erinnert die derzeitige Eskalation um 

Atomraketen an die 1980er, als die nu-

kleare Bedrohung für Europa durch die 

US-Stationierung der Mittelstrecken-

waffen »Pershing II« real wurde. Ein 

flächendeckender Widerstand der Be-

völkerung ist, anders als damals, al-

lerdings nicht in Sicht. Am Mittwoch 

machte Hall in Berlin gemeinsam mit 

Aktivisten der »Internationalen Kampa-

gne zur Abschaffung von Atomwaffen« 

(ICAN) auf die Konsequenzen eines 

einseitigen Aufkündigens des INF-Ver-

trags durch die USA aufmerksam. »Die 

Gefahr eines Atomkriegs« sei wieder 

da, so Hall.   Sie fürchtet die erneute 

atomare Aufrüstung. 

Während des Kalten Krieges ha-

be es noch eine gemeinsame Debatte 

und Entscheidung der NATO-Bünd-

nispartner gegeben. Gegenwärtig sehe 

sie jedoch eine große Unsicherheit 

und geteilte Meinungen in der NATO 

zum angekündigten US-Ausstieg. Das 

von US-Präsident Donald Trump an 

Russland gestellte Ultimatum endet 

am 2.  Februar. Der Vertrag befinde 

sich bis 2. August im »Wartestatus«, 

das biete Zeit für Zugeständnisse. 

Danach steige die Wahrscheinlich-

keit einer Stationierung von nuklearen 

US-Mittelstreckenraketen in Mittel-

europa. 

 Bundesaußenminister Heiko Maas 

(SPD) pendelt derweil auf diploma-

tischer Mission. Nachdem er vergan-

gene Woche an Moskau appelliert 

hatte, dass der Vertrag noch zu retten 

sei, wenn Russland einlenke, wurde er 

gestern in Washington erwartet. Putin 

müsse »jetzt verifizierbar den verbote-

nen Marschflugkörper abrüsten«, sag-

te er laut  AFP  vor seinem Abflug in 

Berlin. Für Freitag ist ein Treffen des 

NATO-Russlandrats anberaumt. Mit 

Russland, wie die NATO am Montag 

bestätigte. Den US-Vorwurf, Moskau 

habe den Vertrag mit der Entwicklung 

der SSC-8 gebrochen, wird Maas si-

cherlich trotz russischer Dementis, 

Kontrollangebote und Gegenvorwürfe 

ebenso wie seine NATO-Partner nicht 

in Frage stellen. »Die Handlungsfähig-

keit Washingtons« werde gebraucht, so 

der Außenminister. 

 Die abrüstungspolitische Spreche-

rin der Partei Die Linke, Sevim Dag-

delen forderte am Mittwoch, dass 

ein erneuerter Inspektionsmechanis-

mus dienlicher sei, als »US-Ferndia-

gnosen« blind zu vertrauen. Die am 

Dienstag vom sicherheitspolitischen 

Sprecher der Linken, Alexander S. 

Neu, gestartete Petition »Keine Sta-

tionierung US-amerikanischer Mittel-

streckenraketen in Deutschland und 

Europa« näherte sich dem erforderli-

chen Quorum innerhalb kürzester Zeit. 

 Trump presche mit ungehemmt es-

kalierender Rhetorik und der »provo-

kativen Vorstellung« des »Missile De-

fense Review« vergangene Woche vor 

und zeige keine Absicht, etwas retten 

zu wollen, erklärt Xanthe Hall. Klar sei 

jetzt aber, dass nicht der Iran, sondern 

Russland und China als Feinde gesehen 

werden. Hall empfiehlt den NATO-Mit-

gliedern, sich von den USA zu »eman-

zipieren«, da »keine Rücksicht auf die 

Bündnispartner« zu erwarten sei. 

 Die deutsche Außenpolitik müsse 

weg vom bislang praktizierten »Schritt-

für-Schritt«-Ansatz, und das Nuklear-

abrüstungsziel »Global Zero« (weltweit 

null) als völkerrechtliche Grundlage 

anerkennen, so die Friedensaktivistin. 

Jegliche Stationierung von US-Mittel-

streckenraketen müsse abgelehnt und 

sich innerhalb wie außerhalb der NATO 

klar gegen eine atomare Aufrüstung in 

Europa eingesetzt werden.     

Krieger brauchen Kontra

USA machen Stimmung gegen Caracas

WWW.JUNGEWELT.DE

Russland: Israel muss 

Angriffe in Syrien stoppen 

Moskau.  Russland fordert von Israel, 

keine neuen Luftangriffe im Nach-

barland Syrien zu fliegen. Diese Pra-

xis müsse beendet werden, sagte die 

Sprecherin des Außenministeriums 

in Moskau, Maria Sacharowa, am 

Mittwoch der russischen Nachrich-

tenagentur  Interfax  zufolge. Syrien 

sei ein souveräner Staat. Luftangriffe 

beförderten nur die Feindseligkeiten 

in der Region. »Wir sollten verhin-

dern, dass Syrien, das in den vergan-

genen Jahren unter dem bewaffneten 

Konflikt gelitten hat, zu einem 

Schauplatz geopolitischer Streiterei-

en wird«, erklärte Sacharowa. Israel 

hatte erst in der Nacht zum Montag 

starke Angriffe auf syrische und ira-

nische Stellungen in Syrien geflogen. 

Dabei sollen mehr als 20 Menschen 

getötet worden sein. Die israelische 

Luftwaffe hat in den vergangenen 

Jahren immer wieder Ziele im be-

nachbarten Syrien attackiert.
 (dpa/jW) 

Siehe Seite 6    

Marine klar 

zum Gefecht 

Rostock.  Die deutsche Marine stellt 

nach eigenen Angaben einen neuen 

Einsatzstab unter der Bezeichnung 

»German Maritime Forces Staff« 

(Deu Marfor) in Dienst. Er nimmt 

am heutigen Donnerstag beim Mari-

nekommando Rostock seine Arbeit 

auf. Aufgabe des mit rund 100 Sol-

daten besetzten Führungsstabes ist 

es, maritime Operationen an der 

»Nordflanke« der NATO zu planen 

und zu führen. Bis 2020 wird in Ros-

tock für den Stab ein neues Gebäude 

errichtet werden. Bis Ende 2022 

erfolgt die IT-Ausstattung. Ab 2023 

verfügt die Marine demnach mit Deu 

Marfor wieder über einen führungs-

fähigen nationalen Stab. Dieses Gre-

mium kann zu einem deutlich grö-

ßeren internationalen Führungsstab 

wachsen und wird dann zum Baltic 

Maritime Component Command 

(BMCC). Das BMCC kann der 

NATO als maritimes Führungskom-

mando für Operationen in Nordeuro-

pa, aber auch in anderen Regionen, 

angeboten werden.  
(dpa/jW) 

US-amerikanische Weltunsicherheit: Präsident Donald Trump und Außenminister Michael Pompeo (r.) auf der Luftwaffenbasis in Dover (19.1.2019) 
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Eskalation um INF-Vertrag bedroht Frieden. Atomwaffengegner fordern zum 

Widerstand gegen das Wettrüsten auf . Von   Ina Sembdner 

Maduro wirft USA Versuch eines »faschistischen Staatsstreichs« vor. Tote bei Protesten

B
ereits vor den Großdemonstrati-

onen in Venezuela am Mittwoch 

sind mindestens vier Menschen 

bei nächtlichen Protesten ums Leben 

gekommen, wie die Polizei laut der 

Nachrichtenagentur  AFP  mitteilte. So-

wohl die Unterstützer der linken vene-

zolanischen Regierung unter Präsident 

Nicolas Maduro als auch Teile der rech-

ten Opposition hatten für den Tag zu 

Kundgebungen aufgerufen. Der 23. Ja-

nuar ist ein symbolisches Datum für das 

Land, weil an diesem Tag 1958 Diktator 

Marcos Pérez Jiménez gestürzt wurde. 

 Laut der Vereinten Sozialistischen 

Partei Venezuelas (PSUV) versam-

melten sich die chavistischen Sympa-

thisanten am Mittwoch, um die Sou-

veränität des Landes gegen Destabili-

sierungsversuche rechter Gruppen im 

In- und Ausland zu verteidigen, wie 

der südamerikanische Sender  Telesur 

 am Mittwoch meldete. Rechte oppo-

sitionelle Demonstranten zeigten auf 

einer Gegenkundgebung Transparente 

mit der Aufschrift »Wir sind frei« und 

skandierten »Sie wird stürzen, sie wird 

stürzen, diese Regierung wird stürzen«, 

meldete  dpa . 

 Die USA hatten vor den Kundgebun-

gen gegen die sozialistische Führung 

in Caracas Stimmung gemacht. Staats-

chef Maduro warf der US-Regierung 

am Dienstag vor, einen »faschistischen 

Staatsstreich« in Venezuela angeordnet 

zu haben. In der 200jährigen Geschich-

te der Beziehungen zwischen beiden 

Staaten sei dies beispiellos. Maduro 

forderte seinen Außenminister Jorge 

Arreaza auf, die Beziehungen zu den 

USA vollständig auf den Prüfstand zu 

stellen. 

 Er reagierte damit auf Äußerungen 

von US-Vizepräsident Michael Pence. 

Der hatte am Dienstag den oppositio-

nellen Demonstranten in einer Twit-

ter-Botschaft die Unterstützung der 

USA zugesichert und gesagt, Maduro 

sei ein »Diktator ohne legitimen An-

spruch auf die Macht«. 

 Kommunikationsminister Jorge Ro-

dríguez warf Pence vor, »Terroristen« 

angeordnet zu haben, bei den geplanten 

Oppositionsprotesten Gewalttaten zu 

verüben, um die Regierung zu destabili-

sieren. Vizepräsidentin Delcy Rodrígu-

ez betonte, Caracas werde eine Einmi-

schung der USA in Venezuelas innere 

Angelegenheiten nicht hinnehmen. 

(Telesur/AFP/dpa/jW)       
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Etwas Hoffnung

Ende Dezember entschied ein Ge-

richt über die Neuverhandlung von 

Berufungsanträgen Mumia Abu- 

Jamals. Jetzt sind bisher unbekannte 

Akten zum Fall des ehemaligen 

Black-Panther-Aktivisten auf-

getaucht. Von Dave Lindorff
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